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Abkehr von der Ordnungspolitik in 
der Ökonomie?
Die deutsche Volkswirtschaftslehre wird immer stärker durch die Anwendung 
mathematischer Methoden bestimmt. Ist damit eine Abkehr von der traditionellen 
Ordnungspolitik verbunden? Welche Folgen ergeben sich für die Politikberatung?
L
ösen die mathematischen 
Methoden in der Volkswirt-
schaftslehre zu Recht die traditi-
onelle Ordnungspolitik ab? Die so 
formulierte Frage arbeitet mit einer 
suggestiven Unterstellung, deren 
Berechtigung vorab zu klären wäre. 
Dem normativen Gesichtspunkt 
muss der positive vorangehen: 
Stimmt es denn, dass Ordnungs-
politik durch „mathematische Me-
thoden“ abgelöst wird?
Vorderhand mag es so ausse-
hen, denn eine personelle Dis-
kontinuität ist unübersehbar. Eine 
Generation von Ökonomen, die die 
ordnungspolitische Ausrichtung 
der Bundesrepublik Deutschland 
entscheidend geprägt hat, tritt ab 
und die nachrückende Generation 
rekrutiert sich ganz überwiegend 
nicht aus den Schülern der ehe-
mals einﬂ  ussreichen  Wirtschafts-
wissenschaftler. Damit einher geht 
eine klare Akzentverschiebung 
in der Art der wissenschaftlichen 
Arbeit: Während etwa die Vertreter 
der ordoliberalen Freiburger Schule 
starke interdisziplinäre Bezüge zur 
Rechtswissenschaft und zur prak-
tischen Philosophie aufbauten, 
setzt die Mehrzahl der heutigen 
Ökonomen auf interdisziplinäre 
Bezüge zur Mathematik und zur 
angewandten Statistik. Da mag 
es bei oberﬂ  ächlicher Betrachtung 
nahe liegen, von einem Ablösen 
einer Schule durch eine andere zu 
sprechen, ähnlich wie die Freibur-
ger Schule einst die Historische 
Schule abgelöst hat.
Bei genauerer Betrachtung 
jedoch muss diese Einschätzung 
differenziert werden. Die Freiburger 
Schule ist gekennzeichnet durch 
inhaltliche Standpunkte: Eine 
freiheitliche Wirtschaftsordnung 
sei die beste Gewähr für die Ver-
einbarkeit von Ethik und Efﬁ  zienz,   
d.h. für ein menschenwürdiges 
Leben bei efﬁ  zienter  Nutzung 
knapper Ressourcen. Dies ist eine 
Weltanschauung und man mag 
sie wissenschaftlich begründen 
können. Mathematik und Statistik 
aber sind keine Weltanschauung, 
sondern Methoden. Wer sich ma-
thematischer Methoden bedient, 
mag damit bestimmte inhaltliche 
Ziele verfolgen, aber die Art dieser 
Inhalte ist völlig offen. Wer weiß, 
dass heutige Ökonomen überwie-
gend mathematisch arbeiten, weiß 
nichts über deren Weltanschau-
ung. Aus der Wahl der Methodik 
folgt apriorisch keinerlei Verhältnis 
zu den inhaltlichen Standpunkten 
Euckens, Hayeks oder Müller-Ar-
macks. 
Daher wäre nur dann davon zu 
sprechen, dass die mathematische 
Ökonomie die Ordnungspolitik 
„abgelöst“ hätte, wenn zu konsta-
tieren wäre, dass die dominierende 
weltanschauliche Auffassung ma-
thematisch arbeitender Ökonomen 
entscheidend von ordnungspo-
litischen Grundsätzen abwiche. 
Dies ist meines Erachtens nicht 
im Mindesten erkennbar. Der 
unverkennbare Umbruch in der 
deutschen Volkswirtschaftslehre 
ist ein Umbruch in der Methodik. 
Er mag darauf zurückzuführen 
sein, dass das Leistungspotential 
der alten Methodik als zunehmend 
ausgeschöpft oder dass die neue, 
mathematisch orientierte Methodik 
als leistungsfähiger angesehen 
wurde.
Mathematik als Sprache
Ob ersteres der Fall war, entzieht 
sich meiner Beurteilung. Aber ich 
bin der festen Überzeugung, dass 
die Anwendung mathematischer 
Methoden die Leistungsfähigkeit 
ökonomischer Analyse entschei-
dend erhöht hat. Um dies zu ver-
stehen, muss man sich zunächst 
klar machen, dass Mathematik in 
Bernd Lucke
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der Volkswirtschaftslehre als eine 
Sprache benutzt wird. Denn Ma-
thematik ist ja nichts anderes als 
ein Zeichensystem und Zeichen-
systeme sind Mittel der Kommuni-
kation. Praktisch alle Sachverhalte, 
die in der heutigen Ökonomie ma-
thematisch ausgedrückt werden, 
kann man auch verbalsprachlich 
ausdrücken – nur erfordert es nor-
malerweise viele Worte, um einen 
Sachverhalt verbal ähnlich präzise 
zu formulieren, wie er durch weni-
ge Zeichen mathematisch ausge-
drückt werden kann. 
Um dies an einem trivialen 
Beispiel zu illustrieren:  yt =  f(xt ) 
drückt für den Ökonomen die 
Annahme aus, dass xt kausal für 
yt ist, z.B. könnte das Einkommen 
als kausal für die Konsumaus-
gaben angesehen werden. Das 
kann man selbstverständlich auch 
verbal ausdrücken. Die Formel 
drückt aber überdies aus, dass nur 
xt kausal für yt ist, d.h. die Formel 
macht explizit, dass in ihr eine sehr 
spezielle Form von Monokausalität 
unterstellt wird. Sie macht damit 
deutlich, dass annahmegemäß 
weder eine andere Variable noch 
dieselbe Variable in einer anderen 
Periode, z.B. xt-1, als kausal für yt 
angenommen wird. Die Formel 
erreicht damit eine Präzision, die 
sich in verbalen ökonomischen 
Analysen in der Regel nicht ﬁ  ndet 
(obwohl sie in diesem trivialen Fall 
ohne weiteres erreichbar wäre). Sie 
kommuniziert eindeutig die Prä-
missen der Analyse und stellt sich 
damit einer zielgenauen Kritik.
Der Wert der mathematischen 
Formulierung besteht aber nicht 
nur darin, dass die zugrundelie-
genden Annahmen in präziser 
Form offengelegt werden, sondern 
auch darin, dass die wechselsei-
tige Konsistenz unterschiedlicher 
Annahmen veriﬁ  ziert  werden 
kann. Ein Theoriegebäude muss 
widerspruchsfrei sein – und in 
mathematischer Form ist es relativ 
einfach, die theorieimmanente Wi-
derspruchsfreiheit zu überprüfen. 
In einer verbalen Analyse 
werden deren Prämissen oft 
weder hinreichend präzise noch 
vollständig offengelegt, so dass 
die wissenschaftliche Kritik zu-
nächst Hypothesen formulieren 
muss, von welchen Annahmen die 
zu kritisierende Theorie ausgegan-
gen ist. 
Doch selbst wenn alle zugrunde-
liegenden Annahmen ausformuliert 
vorliegen, sind in einer rein verba-
len Analyse innere Widersprüche 
nicht unbedingt leicht zu identiﬁ  -
zieren. Nehmen wir (erneut als eher 
triviales Beispiel) den Fall einer ma-
kroökonomischen Betrachtung, die 
von der Prämisse ausgehe, dass 
mit Ausnahme des Arbeitsmark-
tes auf allen makroökonomischen 
Märkten ﬂ   exible Preise den Aus-
gleich von Angebot und Nachfrage 
bewerkstelligten. Auf dem Arbeits-
markt aber liege ein Ungleichge-
wicht vor, weil das Arbeitsangebot 
die Arbeitsnachfrage überschreite. 
Bereits diese dem Laien vielleicht 
plausible Prämissensetzung ist 
in sich widersprüchlich, wie aus 
dem so genannten Walras-Gesetz 
folgt: Ein Ungleichgewicht auf ei-
nem Markt erfordert zwingend ein 
Ungleichgewicht auf mindestens 
einem anderen Markt. Dies lässt 
sich formal einfach zeigen, wenn 
man nur die Trivialität berücksich-
tigt, dass die Summe aller Einnah-
men stets gleich der Summe aller 
Ausgaben sein muss, denn dann 
führen die nicht erzielten Einnah-
men aus überschüssig angebo-
tener Arbeit zwingend dazu, dass 
auf einem anderen Markt geringere 
als die intendierten Ausgaben er-
folgen. 
Nun wird gelegentlich argu-
mentiert, es gäbe Sachverhalte, 
die sich einer mathematischen 
Formulierung entzögen. Ob dem 
wirklich so ist, mag dahingestellt 
bleiben, aber zweifellos gibt es 
Sachverhalte, die auch mathema-
tisch arbeitende Ökonomen lieber 
verbal als formal ausdrücken. 
Nach wie vor bestehen die meis-
ten Fachartikel eher zum kleineren 
Teil aus Formeln und verbalen 
Erläuterungen und Interpretatio-
nen wird viel Platz gewidmet. Die 
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mathematische Methodik hat nicht 
etwa die verbale Kommunikation 
verdrängt, sondern sie ergänzt sie. 
Die kommunikativen Möglichkeiten 
sind durch die zusätzliche Sprache 
„Mathematik“ nicht im Mindesten 
geschmälert, sondern eindeutig 
erweitert worden – und die Fach-
wissenschaft bedient sich der zur 
Verfügung stehenden kommunika-
tiven Instrumente so, wie es ihrem 
Zweck am besten dienlich ist.
Mathematik und 
Ordnungs  politik
Die große Akzeptanz der mathe-
matischen Sprache ist zweifellos 
durch ihre Präzision begründet. 
Kehren wir zur Ordnungspolitik 
zurück, um dies nunmehr an in-
haltlichen Gesichtspunkten festzu 
machen. In ihrer freiheitlichen 
Orientierung knüpft die Ordnungs-
politik an die ältesten Wurzeln der 
Volkwirtschaftslehre als wissen-
schaftlicher Disziplin an, nament-
lich natürlich an Adam Smiths 
„unsichtbarer Hand“. Geleitet von 
der Vorstellung, dass bei geeig-
neten Rahmenbedingungen das 
Marktgeschehen eine efﬁ  ziente 
Nutzung knapper Ressourcen 
ermöglicht, gehört es zu den ord-
nungspolitischen Kernaufgaben, 
das angemessene Verhältnis von 
freiem Markt und den diese Freiheit 
gleichermaßen konstituierenden 
und limitierenden Rahmenbedin-
gungen zu ﬁ  nden. Wie gut fundiert 
aber ist die Vorstellung von der Ef-
ﬁ  zienz des Marktgeschehens? Die 
ältere wirtschaftswissenschaftliche 
Literatur ist voll von Plausibilisie-
rungen dieser These, die entweder 
theoretischer oder erfahrungs-
wissenschaftlicher Art sind. Aber 
es handelt sich eben wirklich nur 
um Plausibilisierungen – und es 
hat zahlreiche Wirtschaftswissen-
schaftler gegeben, die das, was 
dem einen plausibel erschien, nicht 
überzeugend fanden oder sogar 
behaupteten – denken wir an Marx 
und Engels –, ganz konträre Sach-
verhalte „beweisen“ zu können. Bis 
in die Mitte des 20. Jahrhunderts 
hinein ist die zentrale Prämisse 
liberaler Wirtschaftstheoretiker 
letztlich über den Status einer 
argumentativ gestützten Weltan-
schauung nicht hinausgekommen.
Mit den Arbeiten von Arrow und 
Debreu Anfang der 50er Jahre än-
derte sich dies dramatisch – und 
es scheint nicht abwegig zu sein, in 
diesen Arbeiten den entscheiden-
den Durchbruch für die Akzeptanz 
der mathematischen Methodik 
in der Ökonomie zu vermuten. In 
einem mathematischen Modell 
einer Ökonomie bewiesen Arrow 
und Debreu (unabhängig vonein-
ander) den „Ersten Hauptsatz der 
Wohlfahrtstheorie“, der besagt, 
dass (unter noch zu diskutierenden 
Voraussetzungen) in einer freiheitli-
chen,  d.h. dezentral organisierten 
und die Eigentumsrechte respek-
tierenden Marktwirtschaft jedes 
Marktgleichgewicht Pareto-efﬁ  zi-
ent ist. (Pareto-Efﬁ   zienz liegt vor, 
wenn es nicht mehr möglich ist, 
den Nutzen eines Individuums zu 
verbessern, ohne gleichzeitig den 
Nutzen eines anderen Individuums 
zu mindern). Es wurde also ma-
thematisch genau das Credo der 
ordoliberalen Wirtschaftstheorie 
bewiesen: Für geeignete Rahmen-
bedingungen führt das freie Markt-
geschehen zu einer efﬁ  zienten 
Allokation der Ressourcen.
Soweit mag dies keine Überra-
schung gewesen sein, für viele tra-
ditionelle Liberale vielleicht sogar 
nur eine überﬂ  üssige  mathemati-
sche Spielerei. Brisant wurde die 
Angelegenheit aber durch Arrows 
und Debreus Beweis des „Zweiten 
Hauptsatzes der Wohlfahrtstheo-
rie“: Unter noch zu diskutierenden 
Voraussetzungen kann in einer 
illiberalen, zentral geplanten Volks-
wirtschaft, die die Eigentumsrechte 
nicht respektiert, ein Preissystem 
administriert werden, so dass das 
an diesem Preissystem orientierte 
nutzenmaximierende Verhalten der 
Individuen ebenfalls zu einer Pare-
to-efﬁ  zienten Allokation führt!
Damit stellt sich die Situation fol-
gendermaßen dar: Die liberale Po-
sition, der freie Markt gewährleiste 
Efﬁ  zienz, kann nicht nur plausibili-
siert, sondern sogar formal bewie-
sen werden. Die mit dem Plädoyer 
für eine liberale Wirtschaftsverfas-
sung einhergehende Insinuation, 
Systeme zentraler Planung führten 
zu allokativ inferioren Ergebnissen 
ﬁ  ndet prima facie aber keine Unter-
stützung. Im Gegenteil: Die beiden 
Hauptsätze können sogar so inter-
pretiert werden, als sei ein System 
staatlicher Planung der marktwirt-
schaftlichen Ordnung überlegen. 
Denn während gemäß des ersten 
Hauptsatzes lediglich eine der vie-
len Pareto-optimalen Allokationen 
zugleich Marktgleichgewicht ist, 
kann gemäß des zweiten Haupt-
satzes  jede Pareto-optimale Allo-
kation durch ein geeignetes Preis-
system und eine Umverteilung des 
privaten Eigentums realisiert wer-
den. Dieser Unterschied, der allein 
darauf zurückzuführen ist, dass ein 
zentraler Planer Eigentumsumver-
teilungen vornehmen darf, die mit 
dem Schutz des Privateigentums 
in einer liberalen Wirtschaftsver-
fassung konﬂ  igieren  würden,  ist 
von großer, auch praktischer Be-
deutung. Denn Pareto-Efﬁ  zienz ist 
ein schwaches Efﬁ  zienz-Kriterium, 
das auch gesellschaftlich uner-
wünschte Situationen extremer 
Einkommensungleichheit (denken 
wir an die Einkommensverteilung 
in manchen rohstoffreichen Ent-
wicklungsländern) als „efﬁ  zient“ 
ausweisen kann. Im Extrem: Eine 
Einkommensverteilung, bei der 
alles Einkommen einer Person 
zuﬂ  ießt, während alle anderen Per-
sonen kein Einkommen haben, ist 
Pareto-efﬁ  zient.Wirtschaftsdienst 2006 • 1 10
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Ein Marktgleichgewicht ist also 
Pareto-efﬁ   zient, nicht aber not-
wendigerweise gesellschaftlich 
erwünscht. Anders als der Zentral-
verwaltungswirtschaft fehlt dem 
wahrhaft freiheitlichen Staat ein 
Instrument, um die gesellschaft-
lich erwünschte Pareto-optimale 
Allokation anzustreben. Daher 
gibt es keinen im strengen Sinne 
liberalen Staat – die Umverteilung 
des Eigentums durch Steuern und 
damit erhebliche, kontinuierliche 
Eingriffe in das Marktgeschehen 
sind allseits akzeptierte Verstöße 
gegen das freiheitliche Prinzip. 
Auch Ordoliberale bestreiten die 
Notwendigkeit von Einkommens-
umverteilungen nicht – obwohl 
man darüber streiten könnte, ob 
erfolgsabhängige Steuern wirklich 
nur „Rahmenbedingungen“ sind. 
Bedeutung unvollständiger 
Informationen
Durch mathematische Methodik 
in der Ökonomie ist die weltan-
schauliche Basis der Ordnungs-
politik präzisiert und relativiert 
worden. Jedoch sind die Arrow-
Debreu-Theoreme alles andere als 
abschließende Bemerkungen zu 
einer langen Diskussion gewesen. 
Die präzise Struktur der Theore-
me (Voraussetzungen und deren 
Implikationen) warf vielmehr eine 
Vielzahl neuer Fragen auf. Zentrale 
Bedeutung kommt z.B. der Rolle 
von Information zu, denn beide 
Hauptsätze unterstellen, dass alle 
ökonomischen Entscheidungsträ-
ger alle für sie relevante Informa-
tion zur Verfügung haben – eine 
in der Realität sicherlich verletzte 
Prämisse. Dies eröffnet zuvorderst 
den Angriffspunkt auf die Systeme 
zentraler Planung, weil der zentrale 
Planer naturgemäß ein unermess-
lich größeres Informationsbedürf-
nis hat, als jeder einzelne dezent-
ral wirkende Agent. Insbesondere 
kommunizieren die gleichgewichti-
gen Preise in einer Marktwirtschaft 
die Information über die Knappheit 
der verfügbaren Güter, während 
ein zentraler Planer diese Infor-
mation sich erst beschaffen muss, 
bevor er imstande ist, das richtige 
Preissystem zu administrieren. 
Es spricht daher doch einiges 
dafür, dass bei unvollständiger 
Information marktwirtschaftliche 
Systeme den planwirtschaftlichen 
überlegen sind. Aber vorschnelle 
Urteile sind unangebracht, denn 
andere Voraussetzungen des ers-
ten Hauptsatzes sind ebenfalls 
problematisch und bedürfen der 
näheren Untersuchung: So un-
terstellt der erste Hauptsatz zum 
Beispiel, dass ein System voll-
ständiger Märkte vorliegt,  d.h. alle 
Güter können zu jedem beliebigen 
Zeitpunkt und an jedem beliebi-
gen Ort gehandelt werden. Lässt 
sich die Efﬁ  zienzeigenschaft  des 
Marktgleichgewichts auch dann 
nachweisen, wenn diese Annahme 
verletzt ist, weil z.B. für eine Viel-
zahl von erwünschten Finanzpro-




lierung von Resultaten der Wirt-
schaftstheorie erlaubt die genaue 
Analyse ihrer Voraussetzungen und 
damit die weitere Qualiﬁ  zierung der 
Erkenntnis. Die Arrow-Debreu-Welt 
ist eine Überspitzung der unü-
berschaubar komplexen Realität, 
die strukturiert werden muss, um 
sie zu durchdringen. Die Arrow-
Debreu-Resultate haben eine 
Verankerung bestimmter Resultate 
in bestimmten Extremsituationen 
ermöglicht und ausgehend von 
dieser Verankerung sind in den fol-
genden fünfzig Jahren eingehen-
dere systematische Untersuchun-
gen einer Realität erfolgt, die sich 
einer einfachen weltanschaulichen 
Kategorisierung entzieht. 
Dem Verständnis des markt-
wirtschaftlichen Systems wurde 
dabei aus naheliegenden Grün-
den mehr Zeit und intellektuelle 
Kapazität gewidmet als den im 
Schwinden begriffenden Syste-
men zentraler Planung. Denn die 
sich neu entwickelnden Gebiete 
z.B. der Informationsökonomie 
oder der Theorie unvollständiger 
Märkte warfen und werfen viele 
Fragestellungen auf, die sorgfältig 
differenzierte Antworten erfordern 
– Antworten, die abstellen auf die 
Verfügbarkeit von Informationen, 
auf die Art der Erwartungsbildung, 
auf die Existenz von Externalitäten. 
Nach wie vor ist man interessiert 
an den Bedingungen, die die Efﬁ  zi-
enzeigenschaften des allgemeinen 
Marktgleichgewichts erhalten, und 
fast alle Ökonomen sind überzeugt 
von der Vorteilhaftigkeit eines funk-
tionierenden Marktes. Aber in fünf 
Jahrzehnten mathematisch orien-
tierter Forschung hat man gelernt, 
dass es zahlreiche Situationen des 
Marktversagens geben kann. Dann 
sind suboptimale Marktergebnisse 
zu erwarten, in mikroökonomischen 
Prinzipal-Agenten-Beziehungen, in 
makroökonomischen Situationen 
mit Preisanpassungskosten oder in 
endogenen Wachstumsmodellen, 
in denen die Marktlösung nicht 
notwendigerweise das optimale 
Ausmaß an F&E-Aktivitäten erzielt. 
Die erforderlichen Maßnahmen, 
mit denen derartigen Problemen 
begegnet werden kann, sind nach 
Art und Ausgestaltung situations-
speziﬁ   sch, d.h. sie können nicht 
einfach kategorisiert werden. 
Jedoch ist das ordnungspoliti-
sche Ziel eines funktionsfähigen 
Systems freier Märkte keineswegs 
modiﬁ  ziert worden. Es ist lediglich 
zu konstatieren, dass die heutige 
Form der Analyse sich detaillierter, 
genauer und methodisch grund-
legend anders darstellt als in den 
Blütezeiten des traditionellen 
Ordoliberalismus.Wirtschaftsdienst 2006 • 1 11
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Clemens Fuest
Die Stellung der Ordnungspolitik in der Ökonomik
1 Zum Folgenden vgl. W. Eucken: Grund-
sätze der Wirtschaftspolitik, 6. durchgesehe-
ne Auﬂ  age, Tübingen1952/1990.
D
ie ordoliberale Schule der 
Volkswirtschaftslehre, so war 
kürzlich im Handelsblatt zu lesen, 
beﬁ   nde sich im Niedergang. Ei-
ne durch mehr Internationalität, 
mathematische Methoden und 
empirische Analyse geprägte 
Forschung trete an die Stelle „ide-
ologiegestützter Plausibilitätsüber-
legungen“. Das ist starker Tobak 
und wird Ökonomen, die sich der 
ordoliberalen Schule verbunden 
fühlen, nicht gerade erfreuen. Ist 
es richtig, dass es in Deutschland 
eine Abkehr von der ordoliberalen 
Tradition gibt, und wenn das so ist, 
muss man das bedauern? 
Entstanden ist die ordnungspo-
litische oder ordoliberale Schule in 
den dreißiger Jahren in Freiburg. 
Maßgeblich für ihre Entwicklung 
waren der Ökonom Walter Eucken 
und die Juristen Franz Böhm 
und Hans Großmann Doerth. Zu 
den wichtigsten Grundlagen ord-
nungspolitischen Denkens gehört 
die Überlegung, dass es für das 
Verständnis wirtschaftlicher Vor-
gänge entscheidend ist, zwischen 
den institutionellen Rahmenbedin-
gungen wirtschaftlichen Handelns 
einerseits und dem Ablauf des 
Wirtschaftsprozesses andererseits 
zu unterscheiden. Zu den institutio-
nellen Rahmenbedingungen gehört 
die Gesamtheit der geschriebenen 
und ungeschriebenen Regeln, un-
ter denen der Wirtschaftsprozess 
sich vollzieht. 
Als entscheidendes Kriterium 
für die Charakterisierung einer 
Wirtschaftsordnung sah Walter Eu-
cken die Art und Weise, in der die 
Planung wirtschaftlichen Handelns 
erfolgt1. Wenn wirtschaftliches 
Handeln durch die Pläne einer 
planenden Instanz gesteuert wird, 
liegt eine Zentralverwaltungswirt-
schaft vor. Wird wirtschaftliches 
Handeln hingegen von vielen Plä-
nen einzelner Wirtschaftssubjekte 
gelenkt, die durch Markttausch 
und Preise koordiniert werden, 
liegt eine Verkehrswirtschaft vor, 
also ein marktwirtschaftliches 
System. 
Überlegenheit der Markt 
wirtschaft
Die Überlegenheit der Markt-
wirtschaft gegenüber der Zentral-
verwaltungswirtschaft war ein zen-
trales Ergebnis der Überlegungen 
der ordnungspolitischen Schule. 
Die marktwirtschaftliche Ordnung 
wird jedoch nicht als ein System 
angesehen, das automatisch ent-
steht und funktioniert. Es bedarf 
vielmehr der Abstützung durch die 
gezielte Gestaltung institutioneller 
Rahmenbedingungen. Hier sind 
zunächst die konstituierenden 
Prinzipien zu nennen: die Siche-
rung privater Eigentumsrechte, die 
Garantie der Vertragsfreiheit, der 
Offenheit der Märkte und die Be-
reitstellung stabilen Geldes werden 
als grundlegende Voraussetzungen 
der Funktionsfähigkeit einer Markt-
wirtschaft angesehen.  
Hinzu kommen die regulieren-
den Prinzipien. Dazu gehört vor 
allem die Wettbewerbspolitik: um 
die Konzentration wirtschaftlicher 
Macht und deren negative wirt-
schaftliche und politische Folgen 
zu verhindern, soll eine Wettbe-
werbspolitik das Entstehen von 
Monopolen und Kartellen verhin-
dern. Dort, wo Monopole nicht 
zu verhindern sind, soll Monopol 
aufsicht möglichst dafür sorgen, 
dass der Monopolist sich wie ein 
Unternehmen verhält, das unter 
vollständiger Konkurrenz operiert. 
Von der Verstaatlichung der Mono-
pole hielt Eucken hingegen nichts.
Eucken hat sich auch gegen 
die Konzentration wirtschaftlicher 
Macht am Arbeitsmarkt, bei den 
Tarifparteien, gewehrt. Zu den 
regulierenden Prinzipien zählte 
Eucken außerdem die Umvertei-
lung von Einkommen durch ein 
progressives Steuersystem. Unter 
dem Stichwort „Wirtschaftsrech-
nung“ verlangt Eucken darüber 
hinaus Eingriffe des Staates in den 
Fällen, in denen in Folge von Ex-
ternalitäten einzelwirtschaftliches 
Handeln zu gesamtwirtschaftlich 
unerwünschten Ergebnissen führt. 
Staatliche Investitionslenkung oder 
eine keynesianische Konjunktur-
politik gehören hingegen nicht zu 
den regulierenden Prinzipien einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung.   
Geistige Grundlage einer markt-
wirtschaftlichen Ordnung 
Wie haben diese Ideen die Wirt-
schaftspolitik und die wirtschafts-
politische Debatte beeinﬂ  usst? 
Die Konzepte der ordoliberalen 
Schule gelten als die geistige 
Grundlage  für die Durchsetzung 
einer marktwirtschaftlichen Ord-
nung in Westdeutschland nach 
dem Zweiten Weltkrieg und für 
die Wirtschaftspolitik der fünfziger 
und frühen sechziger Jahre. Auch 
die Entstehung des deutschen 
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fach darauf zurückgeführt, dass 
ordnungspolitische Prinzipien in 
Deutschland, so jedenfalls die vor-
herrschende Auffassung, stärker 
beachtet wurden als in anderen 
Industrieländern und weniger len-
kende Eingriffe in das Wirtschafts-
geschehen erfolgten. 
Der geringe wirtschaftliche 
Erfolg der Zentralverwaltungswirt-
schaften und ihr Zusammenbruch 
haben die Thesen der ordnungs-
politischen Schule zur Konkurrenz 
der unterschiedlichen Wirtschafts-
systeme eindrucksvoll bestätigt. 
Freilich gab es auch andere 
Strömungen der Volkswirtschafts-
lehre, die – teils mit ähnlichen 
Argumenten – ein Versagen der 
auf zentraler Planung beruhenden 
Wirtschaftssysteme vorhergesagt 
haben. Ordnungspolitische Überle-
gungen über die Vereinbarkeit der 
Interessen Einzelner und des Ge-
meinwohls in einer Marktwirtschaft 
haben auch in den von Kapitalis-
muskritik geprägten wirtschafts- 
und gesellschaftspolitischen De-
batten der sechziger und siebziger 
Jahre eine wichtige Rolle gespielt2. 
Viele Aspekte dieser Diskussion, 
beispielsweise die Vereinbarkeit 
des Gewinnstrebens Einzelner in 
der Marktwirtschaft mit dem Ge-
meinwohl und der Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen, 
sind nach wie vor aktuell.
Die historischen Erfolge der 
Wirtschaftspolitik im Sinne der 
ordoliberalen Schule werden kaum 
bestritten. Allerdings stellt sich für 
die moderne Volkswirtschaftslehre 
die Frage, ob Gedankengut dieser 
Schule das Fach heute noch vor-
anbringen kann. Die eingangs er-
wähnten Vorwürfe beziehen sich im 
Wesentlichen auf drei Punkte: Den 
Ideologievorwurf, die mangelnde 
Verwendung mathematischer Me-
thoden und die unzureichende em-




Der Vorwurf, Ideologie an die 
Stelle wissenschaftlicher Analyse 
zu setzen, ist vielfältig interpre-
tierbar. Er könnte sich zum einen 
darauf beziehen, dass der Verweis 
auf „Prinzipien“ zur Begründung 
wirtschaftspolitischer Forderungen 
in modernen wissenschaftlichen 
Diskursen wenig überzeugend er-
scheint. Entscheidend ist die wis-
senschaftliche Fundierung dieser 
Prinzipien. Der Ideologievorwurf 
könnte sich auch darauf bezie-
hen, dass die ordnungspolitische 
Schule überhaupt sehr dezidiert 
zu wirtschaftspolitischen Fragen 
Stellung nimmt, während es aus 
wissenschaftlicher Perspektive 
elementar ist, zwischen wissen-
schaftlichen Aussagen im Sinne 
positiver Theorie einerseits und 
Wertungen andererseits sorgsam 
zu unterscheiden. 
Vor diesem Problem steht 
allerdings jede normative Ökono-
mik. Die übliche Verfahrensweise 
besteht hier darin, dass die in die 
Analyse einﬂ  ießenden  Werturteile 
und Voraussetzungen der Analyse 
offen gelegt werden. Der Ideologie-
vorwurf kann auch allgemeiner als 
der Vorwurf verstanden werden, 
ideologische Positionen als Re-
sultate wissenschaftlicher Analyse 
darzustellen. Das würde bedeuten, 
dass die Analyse Voraussetzungen 
oder Annahmen, die ihr zugrunde 




Hier kommt der zweite Vorwurf 
ins Spiel, die Frage der Verwen-
dung mathematischer Methoden. 
Über die Verwendung mathema-
tischer Modelle in der Volkswirt-
schaftslehre kann man zweifellos 
unterschiedlicher Meinung sein. Es 
ist aber kaum zu bestreiten, dass 
mathematische Modelle den Vor-
zug haben, die Voraussetzungen 
ihrer Argumentation in der Regel 
klarer und transparenter zu machen 
als die rein verbale Analyse. Aus 
diesem Grund bieten mathemati-
sche Methoden einen wirksamen 




Ein weiterer der eingangs 
erwähnten Vorwürfe an die ord-
nungspolitische Schule bezieht 
sich auf das mangelnde En-
gagement in der empirischen 
Forschung. Quantitative Fragen 
stehen oft im Mittelpunkt des wirt-
schaftspolitischen und auch des 
wissenschaftlichen Interesses. Ein 
Beispiel hierfür ist die Debatte über 
den demographischen Wandel und 
dessen Folgen für die umlageﬁ  -
nanzierten Sicherungssysteme. 
Wie hoch sind die Lasten, die sich 
für zukünftige Generationen aus 
der Existenz umlageﬁ  nanzierter 
sozialer Sicherungssysteme erge-
ben? Welche Auswirkungen haben 
Reformen dieser Systeme auf die 
Lastenverteilung zwischen Gene-
rationen? 
Von großer Bedeutung sind 
quantitative Aspekte auch in an-
deren Politikbereichen, beispiels-
weise der Arbeitsmarktpolitik: 
Welche Auswirkungen haben 
Umschulungsmaßnahmen auf 
die Chancen von Arbeitnehmern, 
wieder Beschäftigung zu ﬁ  nden? 
In diesem Bereich ermöglichen 
Fortschritte bei der Entwicklung 
ökonometrischer Methoden Mes-
sungen über die Effektivität von 
Politikmaßnahmen, die für die 
praktische Arbeitsmarktpolitik von 
erheblichem Wert sind. Auch in der 
2 Siehe hierzu etwa C. Watrin: Fragen an 
die Kritiker von Wettbewerbsgesellschaften, 
in: A. Rauscher (Hrsg.): Kapitalismuskritik 
im Widerstreit, Köln 1973, S. 33-63.Wirtschaftsdienst 2006 • 1 13
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Finanzpolitik ﬁ  nden  quantitative 
Fragen zunehmend Beachtung. 
Wie groß sind die Auswirkungen ei-
ner Steuersenkung auf die in einem 
Land getätigten Investitionen? Wie 
hoch sind die Unterschiede in der 
steuerlichen Belastung von Inves-
titionen zwischen verschiedenen 
Ländern? 
Die Beantwortung dieser Fra-
gen wird für wirtschaftspolitische 
Entscheidungen häuﬁ   g als wich-
tiger angesehen als die mit ihnen 
verbundenen ordnungspolitischen 
Grundüberlegungen. Das könnte 
als Abkehr von der Ordnungs-
politik im Sinne der Abkehr von 
ordnungspolitischen Fragestellun-
gen betrachtet werden, wenn das 
Interesse an ordnungspolitischen 
Grundfragen in der Vergangen-
heit ein größeres Gewicht gehabt 
hätte. In einzelnen Themenberei-
chen mag das der Fall sein. Bei-
spielsweise hat die Kontroverse 
über marktwirtschaftliche versus 
zentralplanerische Wirtschafts-
systeme sich weitgehend erledigt. 
Andererseits gewinnen andere ord-
nungspolitische Fragestellungen 
an Bedeutung, beispielsweise der 
ausufernde Sozialstaat, Probleme 
der Arbeitsmarktordnung oder die 
wachsende Bedeutung der Um-
weltpolitik. 
Ein anderer Aspekt des Vorwurfs 
mangelnder empirischer Ausrich-
tung bezieht sich auf die Frage, ob 
die ordnungspolitische Schule ihre 
Thesen hinreichend und unter Ein-
satz moderner empirischer Metho-
den überprüft hat. Die Konfronta-
tion theoretischer Hypothesen mit 
empirischen Beobachtungen ist 
auch bei ordnungspolitischen Fra-
gen hochinteressant. Ein Beispiel 
unter vielen ist der Beitrag von 
Persson und Tabellini zu der Frage, 
wie Ungleichheit in der Einkom-
mensverteilung sich auf das Wirt-
schaftswachstum auswirkt3. Eu-
cken vertritt die unter Ökonomen, 
auch über die ordnungspolitische 
Schule hinaus, verbreitete Auffas-
sung, dass zwischen staatlicher 
Umverteilung und dem Ziel, das 
Wirtschaftswachstum zu stärken, 
ein Konﬂ  ikt besteht4 . Persson und 
Tabellini kommen zu dem Ergebnis, 
dass Einkommensungleichheit mit 
niedrigerem Wirtschaftswachstum 
einhergeht. Das wirft die interes-
sante Frage auf, ob und wie die 
Empirie mit der These des Kon 
ﬂ   ikts zwischen Umverteilung und 
Wirtschaftswachstum in Einklang 
gebracht werden kann5 .
Bei der Entwicklung und An-
wendung empirischer Methoden 
zur Überprüfung theoretischer 
Über  le  gungen hatte die deutsche 
Volkswirtschaftslehre viele Jah  re 
lang Deﬁ   zite. Das der ord  nungs-
politischen Schule der Volks-
wirtschafts  leh  re allein anzulasten, 
ist allerdings fragwürdig. Anzu-
lasten ist dieses Deﬁ  zit den deut-
  schen Wis    sen  schaft  lern ins  ge    samt, 
ein    schließ  lich   der ordnungspoliti-
schen Schule, die sich zu lange 
zu wenig an der internationalen 
wis  sen  schaft  lichen Diskussion be-
tei  ligt und um die Erforschung und 
Anwendung empirischer Methoden 
gekümmert haben. 
Moderne Institutionenökonomik
Ein anderer boomender Zweig 
der Volkswirtschaftslehre hat mehr 
Afﬁ   nität zur ordnungspolitischen 
Schule: die moderne Institutio-
nenökonomik. Sie richtet ähnlich 
wie die ordnungspolitische Schule 
den Blick auf die ökonomische 
Analyse von Regelsystemen. Der 
Unterschied zumindest zum tra-
ditionellen ordnungspolitischen 
Ansatz liegt darin, dass die Institu-
tionenökonomik sich sehr stark für 
private Institutionen interessiert. 
Das gilt etwa für den berühmten 
Beitrag von Ronald Coase zu der 
scheinbar einfachen Frage, warum 
manche Transaktionen innerhalb 
von Firmen abgewickelt werden, 
andere aber über Märkte6. Die 
ökonomische Analyse von Ver-
trägen aller Art zwischen privaten 
Wirtschaftssubjekten hat sich zu 
einem blühenden Gebiet der Wirt-
schaftstheorie entwickelt, das seit 
den siebziger Jahren zu bahnbre-
chenden Erkenntnissen über die 
Funktionsweise von Institutionen 
geführt hat. 
Entscheidend für diese Fort-
schritte war allerdings auch hier 
der Einsatz von mathematischen 
Methoden, von Modellen der Spiel-
theorie und der Informationsöko-
nomik. Sie haben sich auch in der 
Analyse genuin ordnungspolitischer 
Fragestellungen als sehr fruchtbar 
erwiesen. Das gilt beispielsweise 
für die Ökonomische Theorie der 
Regulierung. Hier hat die deutsche 
Schule der Ordnungspolitik zur 
internationalen wissenschaftlichen 
Diskussion meines Wissens leider 
wenig beigetragen. Auch das ist 
zweifellos eine Folge der teilweise 
unzureichenden Einbindung der 
deutschen Volkswirtschaftslehre in 
die internationale Forschung. 
Beteiligung an internationaler 
Forschung
Die Einbindung deutscher Wis-
senschaftler in die internationale 
Forschung und die Wahrnehmung 
deutscher Ökonomen im Ausland 
hat sich in den letzten fünfzehn 
Jahren deutlich verbessert. Das 
6 R. Coase: The nature of the ﬁ  rm, in: Eco-
nomica, 4 (1937), 386-405.
3 Vgl. T. Persson, G. Tabellini: Is inequa-
lity harmful for growth?, in: American Econo-
mic Review, 84 (1994), S. 600-621.
4 Vgl. W . Eucken, a.a.O., S. 301.
5  Tatsächlich stehen die Ergebnisse von 
Persson und Tabellini nicht in Konﬂ  ikt mit der 
These, dass Umverteilung das Wachstum 
reduziert. Sie argumentieren vielmehr, dass 
Ungleichheit vor staatlicher Umverteilung in 
demokratischen Systemen Verteilungskonf-
likte verschärft und mehr staatliche Umver-
teilung nach sich zeiht, die das Wachstum 
reduziert. Das steht ganz im Einklang mit der 
These Euckens.Wirtschaftsdienst 2006 • 1 14
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Nils Goldschmidt*
Vom Nutzen der Ordnungsökonomik 
angesichts einer mathematisierten Wirtschaftswissenschaft
N
ichts spricht dagegen, das In-
strumentarium der Mathematik 
auch für volkswirtschaftliche Fra-
gestellungen nutzbar zu machen. 
Die Möglichkeiten, volkswirtschaft-
liche Gesamtzusammenhänge 
zu veranschaulichen, empirische 
Sachverhalte genauer zu bestim-
men, zu testen und zu beschrei-
ben, kausale Verknüpfungen von 
Produktion und Handel von Gütern 
und Dienstleistungen klarer und all-
gemeiner zu erläutern sowie einige 
Grundpfeiler volkswirtschaftlichen 
Denkens didaktisch aufzubereiten, 
war und ist ein Zugewinn für die 
wissenschaftliche Durchdringung 
in der Ökonomik. Doch bleibt die 
Mathematik bei alledem lediglich 
ein Hilfsmittel, ein Werkzeug. We-
der kann die Mathematik dabei hel-
fen, der Ökonomik ein tragfähiges 
und modernes wissenschaftsthe-
oretisches Fundament zu geben, 
noch ist eine an der Mathematik 
ausgerichtete Wirtschaftswissen-
schaft geeignet, wirtschaftspoliti-
sche Empfehlungen zu formulieren. 
Will die Volkswirtschaftslehre auch 
gesellschaftlich relevante Einsich-
ten vermitteln und diese in die Po-
litik einbringen, ist die anhaltende 
Mathematisierung der Ökonomik 
eine Sackgasse. Stattdessen kann 
die moderne Ordnungsökonomik 
helfen, hier neue und womöglich 
erfolgversprechendere Wege zu 
beschreiten. Dies soll im Folgen-
den begründet werden.
Mathematik als Selbstzweck 
der Ökonomik?
Die Entstehungsphase der mo-
dernen Ökonomik kann man als 
eine Parallelentwicklung zu der 
Herausbildung der (exakten) Natur-
wissenschaften verstehen. Gleich-
sam wie Newton eine quantitative 
und mathematische Beschreibung 
physikalischer Prozesse gege-
ben hat, strebten es zahlreiche 
Ökonomen an, die Wirtschafts-
wissenschaften zu einer „sozialen 
Physik“ weiterzuentwickeln und 
sie einem physikalischen Denken 
in Gleichgewichten anzunähern1. 
So versinnbildlicht für Quesnay die 
„ordre naturel“ die Korrespondenz 
zwischen menschlichem Verhalten 
und den physikalischen Gesetzen 
der Natur. Condorcet weist mit 
seiner „mathématique sociale“ 
paradigmatisch den Weg in eine 
mathematische Ökonomie. In 
diesen Traditionsstrang lässt sich 
auch Léon Walras als Mitbegrün-
1 „[The] general economic equilibrium theory 
originated and developed in the context of 
a project put forward in varying forms by 
different scholars to repeat Newton’s titanic 
achievement – i.e., the fulﬁ  lment of Galileo’s 
program for quantitative (mathematical) 
study of physical processes – in the ﬁ  eld of 
the social sciences.“ Bruna Ingrao, Gior-
gio  Israel: The Invisible Hand. Economic 
Equilibrium in the History of Science, Cam-
bridge, London 1990, S. 33 f. Zum Ganzen 
siehe auch Philip Mirowski: More Heat 
than Light. Economics as Social Physics, 
Physics as Nature’s Economics, Cambridge 
u.a.O. 1989.
* Zum hier aufgeworfenen Problem siehe 
insbesondere auch Viktor Vanberg: Mathe-
matikmanie und die Krise der Ökonomik, in: 
Schweizer Monatshefte 84 (2004), Heft 9/10, 
S. 21-24. Einige Ideen des vorliegenden 
Beitrags beruhen auf Arnold Berndt, Nils 
Goldschmidt:  Ökonomisches Gleichge-
wicht und Generationengerechtigkeit, in: Nils 
Goldschmidt,  Gerhard Beestermöller, 
Gerhard Steger (Hrsg.): Die Zukunft der 
Familie und deren Gefährdungen, Münster 
2002, S. 331-353.
liegt allerdings in erheblichem 
Maße daran, dass deutsche Wis-
senschaftler Methoden verwen-
den, die vor allem von Ökonomen 
aus dem angelsächsischen Raum 
entwickelt wurden und sich stark 
an Debatten beteiligen, die inter-
national auf Interesse stoßen. Die 
Fragen, die dabei untersucht wer-
den, sind oft ordnungspolitischer 
Natur. Das ist nicht überraschend, 
denn ordnungspolitische Fragen 
sind fundamentale Fragen der 
Volkswirtschaftslehre. Die deut-
sche Schule der Ordnungspolitik 
hat diese Fragen in einer eigenen 
Sprache und in Begrifﬂ  ichkeiten 
gestellt und untersucht, die sich 
international nicht durchgesetzt 
haben. Das ändert aber nichts an 
der hohen Relevanz der ordnungs-
politischen Themen. Die moderne 
Volkswirtschaftslehre behandelt 
ordnungspolitische Probleme, in 
dem sie sie mit modernen Me-
thoden der theoretischen und 
empirischen Wirtschaftsforschung 
analysiert. 
Insgesamt kann von einer Ab-
kehr der Volkswirtschaftslehre von 
der Ordnungspolitik nicht die Rede 
sein. Eher von ungebrochenem 
Interesse an der Analyse wirt-
schaftspolitischer Themen, aber 
auf der Basis neuer und aktueller 
theoretischer und empirischer Me-
thoden und in Begriffen, die in der 
internationalen wissenschaftlichen 
Diskussion verstanden werden.  Wirtschaftsdienst 2006 • 1 15
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der der modernen Ökonomik und 
Vordenker der subjektiven Preis- 
und Wertlehre eingruppieren, der 
mit seinen Elements d’economie 
politique pur (1874) das ausdrück-
liche Ziel verfolgte, eine reine 
theoretische Ökonomik „als natur-
wissenschaftlich-mathematische 
Disziplin wie die Mechanik oder die 
Hydrodynamik“ zu entwickeln2 . So 
war es Walras, der die formal-ma-
thematischen Hürden einer Theorie 
des (allgemeinen) ökonomischen 
Gleichgewichts überwand3. Er 
übertrug in seinen Überlegungen 
das Newtonsche Konzept einer 
physikalischen und mathemati-
schen Wissenschaftserklärung auf 
die Ökonomik, wie auch Joseph 
Schumpeter deutlich heraus-
stellte: „Exakte Formen für die 
erfahrungsgemäß gegebenen Zu-
sammenhänge der Erscheinungen 
ﬁ   nden, diese Formen aufeinander 
zurückzuführen und voneinander 
ableiten, das tun die Physiker und 
das tat Walras.“4 
Zwar ﬁ  nden sich in der direkten 
Nachfolge zu Walras immer wieder 
Zweifel an dem Projekt einer „pure 
economics“, so bei Vilfredo Pareto, 
Augustin Cournot und auch bei Al-
fred Marshall, doch letztlich setzte 
sich eine Entwicklung durch, in der 
sich durch ihre Mathematisierung 
ein eigenes der Naturwissenschaft 




weise ökonomischer Phänomene 
erhielt ihre weitere Axiomatisierung 
nach dem 2. Weltkrieg vor allem 
durch die bekannten Arbeiten von 
Gérard Debreu und Kenneth J. Ar-
row und feierte mit den beiden Ab-
handlungen von John Hicks (Value 
and Capital) und Paul Samuelson 
(Foundation of Economic Analysis) 
einen Siegeszug auch in der ge-
samten Breite der Disziplin. 
Mittlerweile kann man mit dem 
US-amerikanischen Ökonom Alan 
Blinder von einem „Mathematik-
Rennen“ in den Wirtschaftswis-
senschaften sprechen und mit 
gutem Grund behaupten, dass 
„die Ökonomik inzwischen ma-
thematischer als die Physik sei“5. 
Die Verfeinerung des mathemati-
schen Instrumentariums wurde in 
der Ökonomik immer mehr zum 
Selbstzweck. Zwar wurde die 
ökonomische Analyse so auf ein 
(mathematisch) anspruchsvolles 
Niveau gehoben, doch sind die 
Verbindungslinien zu den mecha-
nistischen Prämissen der Walrasi-
anischen Gleichgewichtsanalyse 
keineswegs gekappt, auch wenn 
sie kaum noch in das Bewusstsein 
des Ökonomen treten – und darin 
liegt das eigentliche Problem.
Der „lock in“-Effekt in der 
ökonomischen Theorie
Die Mathematisierung übt bis 
heute eine geradezu hypnotische 
Wirkung auf Ökonomen aus. 
Irgendwo entlang des theoriege-
schichtlichen Weges, so meint 
der bereits genannte Alan Blinder, 
sei die „Umarmung der Mathe-
matik erst in Anbetung und dann 
in eine Manie umgeschlagen“6. 
Diese strenge Ausrichtung des 
ökonomischen Mainstream an eine 
mathematische Vorstellungswelt 
hat zu einem „lock in“-Effekt in 
der wirtschaftswissenschaftlichen 
Disziplin geführt. Eindrücklich 
hat diese (fatale) Faszination der 
Keynesianer Nicholas Kaldor vor 
Augen geführt: „... most of my early 
papers were based on the deducti-
ve a priori method and concentra-
ted on unresolved inconsistencies 
of general equilibrium theory with-
out questioning the fundamentals. 
… . Such was the hypnotic power 
of Walras’ system of equations that 
it took me a long time to grasp that 
this method … is an unscientiﬁ  c 
procedure that leads nowhere.“7 
Die Wirtschaftswissenschaften 
mögen zwar in der Formalisierung 
einen überdurchschnittlichen Stand
erreicht haben, die sozialphiloso-
phischen Prämissen des Systems 
sind aber aus wissenschaftstheo-
retischer Perspektive bestenfalls 
unterdurchschnittlich reﬂ  ektiert. 
Das Gleichgewichtsdenken fußt 
auf einer nach wie vor früh-mo-
dernen und naturrechtlich legiti-
mierten Harmonievorstellung, die 
mit einem umso sophistischeren 
mathematischen Apparat umman-
telt wurde. 
Statt sich den anstehenden 
ökonomischen und gesellschaft-
lichen Fragestellungen mit den 
Kenntnissen der modernen Sozi-
alwissenschaft zu nähern, gilt es 
vielen Ökonomen umgekehrt als 
Ziel, soziale Phänomene modell-
theoretisch zu erfassen. So kommt 
Pier Carlo Nicola im „Finale“ sei-
ner umfassenden Untersuchung 
Mainstream Mathematical Econo-
mics in the 20th Century zu der 
erschreckenden Schlussfolgerung: 
5 Alan S. Blinder: Economics becomes a 
science – or does it?, Princeton University, 
CEPS Working Paper Series Nr. 57, Juni 
1999, S. 2.
6 Ebenda, S. 4.
7 Zitiert nach Anthony P. Thirlwall: Nicho-
las Kaldor, Brighton 1987, S. 329.
2 Siehe zum Kontext Viktor Vanberg: Evo-
lutorische Ökonomik: Homo Oeconomicus, 
Markt und Institutionen, in: Andreas Diek-
mann, Rupert Moser (Hrsg.): Evolution in 
den Natur-, Sozial- und Geisteswissenschaf-
ten, Bern, Stuttgart, Wien 2003, S. 117-137.
3 „For the ﬁ  rst time in economic theory, the 
very ambitious task undertaken by Walras 
was to formalize the functioning of a whole 
economy, namely, one where the economic 
behaviour of all agents, households and 
ﬁ   rms, is considered; i.e., production, ex-
change and consumption of a multitude of 
different goods. … Indeed, at present, his 
general competitive equilibrium theory is the 
founding stone of many economic theories 
and models.” Pier Carlo Nicola:  Main-
stream mathematical economics in the 20th 
century, Berlin u.a.O. 2000, S. 9.
4 Joseph A. Schumpeter: Marie Ésprit 
Léon Walras, in: ders.: Dogmenhistorische 
und Biographische Aufsätze, Tübingen 1954, 
S. 1-6, hier S. 5 f.Wirtschaftsdienst 2006 • 1 16
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„[I]ndeed, the ﬁ  rst and fundamen-
tal necessary condition needed to 
assess the validity of any theory is 
that it can be formalized by means 
of the mathematical apparatus.“8 
Von Anbeginn durchströmt die 
neoklassische Forschung die Hoff-
nung, im Sinne einer „Astronomie 
der Güterbewegungen“ (Hans 
Albert) ein physikalisch-mechani-
sches System gleichgewichtiger 
Kräfte auch für die Wirtschaft zu er-
richten. Zwar wird dem Individuum 
die entscheidende Rolle als Maß 
des Nutzens zugebilligt, jedoch ist 
das Individuum dabei kein aktiver 
und kreativer Entscheidungsträger, 
sondern ein homogenes Wesen, 
das sich den jeweiligen Marktbe-
dingungen anpasst. 
Biologische, anthropologische 
und kulturelle Voraussetzungen 
werden durch eine Art „atomi-
sierten Kollektivismus“ ausge-
blendet, in dem der Einzelne 
nicht als Subjekt, sondern nur 
als statistischer Durchschnitts-
wert vorkommt. Die eigentli-
che wirtschaftswissenschaft 
liche Entität ist das Gleichgewicht, 
wie Ludwig von Mises bereits be-
tont hat: “They [the neoclassical 
traditions, d. Verf.] deal with equi-
librium as if it were a real entity 
and not a limiting notion, a mere 
mental tool. What they are doing 
is vain playing with mathematical 
symbols, a pastime not suited to 
convey any knowledge.“9 
Ökonomie der Lebenden
Aus wissenschaftstheoretischer 
Sicht erscheint es gewinnbringen-
der, sich ökonomischen Phäno-
menen, d.h. dem wirtschaftlichen 
Handeln des Menschen, eher aus 
einer anthropologisch-biologi-
schen Sicht zu nähern10. Schon 
der amerikanische Institutionalist 
Thorstein Veblen betonte in sei-
nem 1898 im Quarterly Journal of 
Economics unter dem Titel „Why 
is Economics not an Evolutionary 
Science?“ veröffentlichten Beitrag, 
dass eine Orientierung an den 
Metaphern einer physikalischen 
Kräftemechanik unangemessen für 
die Ökonomik sei, da sie sich nicht 
mit der Bewegung lebloser Körper, 
sondern mit intentional handelnden 
Menschen befasst. Folglich sollte 
auch die ökonomische Theorie 
eine evolutionäre Theorie sein, die 
auf die biologischen Grundlagen 
menschlichen Handelns zurück-
geht und sich mit historischen wie 
sozio-ökonomischen Prozessen 
beschäftigt11. 
So gilt auch für die Ökonomik 
das, was der kürzlich verstorbene 
Evolutionsbiologe Ernst Mayr für 
seine Wissenschaft festgestellt 
hat: Es gibt einen Unterschied zwi-
schen „der belebten und der unbe-
lebten Welt“ bzw. zwischen dem 
„typologischen Denken“ der Phy-
sik und dem „Populationsdenken“ 
der Evolutionsbiologie. „Die Abwe-
senheit oder das Vorhandensein 
eines genetischen Programms“, so 
Mayr, „markiert die scharfe Grenze 
zwischen der unbelebten und der 
belebten Welt.“ Entsprechend gilt, 
„dass so typologisches (essentia-
listisches) Denken in der Biologie 
irreführend ist. Stattdessen muss 
so genanntes Populationsdenken 
eingesetzt werden, dass jedes 
Individuum in einer Population 
einzigartig und von jedem anderen 
verschieden ist. Der statistische 
Mittelwert einer Population ist le-
diglich eine Abstraktion“12. 
Der wirtschaftende Mensch
Eine am Populationsdenken 
der Evolutionsbiologie orientierte 
Ökonomik muss folglich die Kom-
plexität der sozialen Welt ernst 
nehmen (statt sie „statistisch“ 
auszublenden), die ökonomische 
Systeme als Teile der belebten 
Welt kennzeichnet. Diese Komple-
xität zu berücksichtigen, bedeutet 
aber gerade nicht, den Anspruch 
auf wissenschaftliche Analyse 
aufzugeben, sondern es bedeutet, 
die kulturellen Besonderheiten in 
Rechnung zu stellen, die solche 
Systeme von physikalischen Sys-
temen unterscheiden. Erst so er-
reicht die Ökonomik wieder einen 
Grad an Wissenschaftlichkeit, die 
ihrem Gegenstand („der wirtschaf-
tende Mensch“) angemessen ist.
Entsprechend versucht die mo-
derne Ordnungsökonomik, sich ein 
solches eigenständiges wissen-
schaftstheoretisches Fundament 
zu geben. Moderne Ordnungsöko-
nomik verbindet dabei die traditio-
nellen Ideen der Freiburger Schule 
zur Herausbildung einer freiheit-
lichen Wirtschaftsverfassung mit 
den Überlegungen der Consti-
tutional Political Economy von 
James Buchanan sowie mit den 
Erkenntnissen der evolutionären 
Ökonomik. Bei letzterer schließt 
die Ordnungsökonomik vor allem 
an die Tradition der österreichi-
schen Schule um Carl Menger und 
insbesondere Friedrich August von 
Hayek an. 
Hayek war immer daran gele-
gen, die Grenzen einer lediglich 
naturwissenschaftlich-mechanisti-
schen Ökonomik aufzuweisen. In 
10 Siehe zum Folgenden Viktor Vanberg: 
Der Markt als kreativer Prozess: Die Ökono-
mik ist keine zweite Physik (Freiburg Discus-
sion Papers on Constitutional Economics, Nr. 
05/12), Dezember 2005.
11 “The economic life history of the individual 
is a cumulative process of adaptation of 
means to ends that cumulatively change as 
the process goes on, both the agent and his 
environment being at any point the outcome 
of the process.” Thorstein B. Veblen:  Why is 
Economics not an Evolutionary Science?, in: 
Quarterly Journal of Economics, 12, S. 373-
397, hier S. 391. Siehe hierzu Geoffrey M. 
Hodgson: How Economics Forgot History. 
The Problem of Historical Speciﬁ  city in Social 
Sciences, London 2001, S. 145.
12 Ernst Mayr: Die Autonomie der Biologie, 
in: Naturwissenschaftliche Rundschau, 55 
(2002), Heft 1, S. 23-29, hier S. 28.
8 Pier Carlo Nicola, a.a.O., S. 467.
9 Ludwig von Mises: Human Action. A 
Treatise on Economics, New Haven 1949, 
S. 251.Wirtschaftsdienst 2006 • 1 17
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seiner in den 1940er Jahren erst-
mals erschienenen Abhandlung 
Szientismus und das Studium der 
Gesellschaft hat Hayek paradigma-
tisch auf den subjektiven Charak-
ter der Sozialwissenschaften und 
vor allem der Nationalökonomie 
hingewiesen. Im Gegensatz zur 
physikalischen Welt sind die Tatsa-
chen der Gesellschaft nicht objek-
tiv vorﬁ   ndbar, sondern immer auf 
die jeweilige Relation zu den und 
Interpretation durch die von ihr be-
troffenen Menschen angewiesen: 
„Tatsächlich sind die Objektive des 
Handelns der Gesellschaft oder 
des Menschen keine ‚objektiven 
Tatsachen‘ in dem besonderen, en-
gen Sinn, in dem dieser Ausdruck 
von den Naturwissenschaften ver-
wendet und den bloßen ‚Meinun-
gen‘ gegenübergestellt wird, und 
sie können in keiner Weise physi-
kalisch deﬁ  niert werden. Soweit es 
sich um menschliche Handlungen 
handelt,  sind die Dinge das, was 
die Menschen glauben, daß sie 
sind.“13 
Somit dreht sich die Perspektive 
um. Im Gegensatz zu einer Öko-
nomik, die ein ihrem naturwissen-
schaftlichen Denken adäquates 
Modell  des Menschen formuliert, 
geht es der Ordnungsökonomik in 
der Tradition von Hayek um Erklä-
rungen menschlichen Verhaltens 
und eine streng von diesen Erklä-
rungen ausgehende ökonomische 
Theorie, die das Verhalten des 
Einzelnen in der je gegebenen his-
torischen und kulturellen Situation 
(„Status quo“) als Ausgangspunkt 
nimmt: „Es ist wahrscheinlich kei-
ne Übertreibung zu sagen, dass in 
den letzten hundert Jahren jeder 
bedeutende Fortschritt in der Wirt-
schaftstheorie ein weiterer Schritt 
in der konsequenten Anwendung 
des Subjektivismus war. Dass die 
Gegenstände der wirtschaftlichen 
Tätigkeit nicht objektiv deﬁ  niert 
werden können, sondern nur in 
Bezug auf einen menschlichen 
Zweck, versteht sich hier von 
selbst. Weder eine ‚Ware‘ oder ein 
‚wirtschaftliches Gut‘, noch ‚Nah-
rung‘ oder ‚Geld‘ können physika-
lisch deﬁ  niert werden, sondern nur 
unter Hinweis auf die Ansichten, 
die Menschen über diese Dinge 
haben.“14 
Ist aber das wirtschaftliche 
Handeln der Menschen gebunden 
an den individuellen Zweck und 
Charakter dieser Handlung, ergibt 
sich mit Notwendigkeit zweier-
lei: Erstens gilt es zunächst die 
anthropologischen Bedingungen 
menschlichen Handelns näher zu 
betrachten, um so der Volkswirt-
schaftslehre als Sozialwissen-
schaft eine realitätsnähere Basis 
zu geben: „Eine Ökonomie für 
jedermann setzt demnach die er-
fahrungswissenschaftliche Bestim-
mung von jedermann voraus, die-
ser lässt sich nicht als unbekann-
tes X bloß setzen.“15 Hierbei leisten 
die evolutionäre Psychologie16 und 
die evolutionäre Anthropologie17 
entscheidende Dienste. 
Nimmt man die Konstitution 
des Einzelnen in seiner jeweiligen 
Umwelt ernst, sind zudem wirt-
schaftspolitische Überlegungen 
unvermeidbar, die den jeweiligen 
historischen und kulturellen Pfad-
abhängigkeiten Rechnung tragen, 
wie es beispielsweise auch in der 
Transformationsforschung ver-
deutlicht werden kann18. In diesem 
Sinne betont auch Georgescu-Ro-
egen generell „the role that cultural 
propensities play in the economic 
process. Indeed, if man’s eco-
nomic actions were independent 
of his cultural propensities, there 
would be no way to account for 
the immense variability of the 
economic pattern with time and 
locality“19. 
Zweitens wird die Ökonomik auf 
der Grundlage solcher individuellen 
Verhaltenserklärungen anerkennen 
müssen, dass abgeschlossene, 
d.h. vollständige Projektionen ge-
sellschaftlicher Zustände und de-
ren Gestaltung bzw. Planung nicht 
durchführbar sind. Bestenfalls 
sind – in den Worten von Hayek 
– „Erklärungen des Prinzips“ und 
„Mustervoraussagen“ möglich. 
Eine Berücksichtigung aller, eine 
Gesellschaft bestimmender Fakto-
ren, ist – im Gegensatz zu idealen 
mechanistischen Modellen – nicht 
möglich. Dies hat weitreichende 
Konsequenzen für die Wirtschafts-
politik.
Ökonomische Einsichten als 
Gestaltungselement
Die vorherrschende neoklassi-
sche Ökonomik scheint der aktu-
14 Ebenda, S. 25.
15 Hermann Rauchenschwandtner: 
Ökonomie für „Jedermann“. Das ökono-
mische Rationalitätspostulat in der Öster-
reichischen Schule der Nationalökonomie, 
in: Michael Benedikt,  Reinhold Knoll, 
Cornelius  Zehetner  (Hrsg.): Verdrängen-
der Humanismus – verzögerte Aufklärung, 
Wien 2005, S. 723-733, hier S. 731.
16 Siehe z.B. Viktor Vanberg: Austrian Eco-
nomics, Evolutionary Psychology and Me-
thodological Dualism: Subjectivism Reconsi-
dered, in: Roger Koppl (Hrsg.): Evolutionary 
Psychology and Economic Theory (Advances 
in Austrian Economics, Vol. 7), Amsterdam 
2004, S. 155-199, und Viktor Vanberg: 
The Rationality Postulate in Economics: Its 
Ambiguity, its Deﬁ  ciency and its Evolutionary 
Alternative, in: Journal of Economic Methodo-
logy, 11 (2004), S. 1-29.
17 Siehe z.B. Nils Goldschmidt, Bernd 
Remmele: Anthropology as the basic sci-
ence of economic theory: towards a cultural 
theory of economics, in: Journal of Economic 
Methodology, 12 (2005), S. 455-469.
18 Z.B. Joachim Zweynert,  Nils Gold-
schmidt: The Two Transitions in Central 
and Eastern Europe and the Relation 
between Path Dependent and Politically 
Implemented Institutional Change (HWWA 
Discussion Paper 314 und Freiburg Discus-
sion Papers on Constitutional Economics, Nr. 
05/3), März 2005. 
19 Nicholas Georgescu-Roegen: The 
Entropy Law and the Economic Process, 
Cambridge, London 1971, S. 342.
13 Friedrich A. Hayek:  Missbrauch und 
Verfall der Vernunft. Ein Fragment [1959], 
Tübingen 2004, S. 20.Wirtschaftsdienst 2006 • 1 18
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ellen Wirtschaftspolitik eindeutige 
Vorgaben machen zu können. 
Im Zentrum steht die scheinbar 
zwangsläuﬁ   ge Notwendigkeit, be-
stimmte Maßnahmen durchführen 
zu müssen, um den reibungslosen 
Ablauf des ökonomischen Sys-
tems zu gewährleisten. Einzelne 
volkswirtschaftliche Positionen 
werden gegeneinander aufge-
rechnet und mit einem idealen 
Gleichgewichtszustand vergli-
chen, um von dort aus eindeutige 
Gestaltungsempfehlungen für 
ein „gerechteres“ Wirtschafts-
system zu geben: Gleichgewicht 
und Gerechtigkeit werden analog 
gedacht, wie beispielsweise die 
aktuelle Debatte um die Genera-
tionengerechtigkeit im Rahmen 
des so genannten „generational 
accounting“ zeigt: „Nevertheless, 
the ﬁ   scal balance rule provides 
a theoretical justiﬁ  cation  for  the 
normative claim of equal net tax 
burden for present and future ge-
nerations, prerequisite to achieve
an equilibrium.“20 
Im Gegensatz hierzu setzt die 
Ordnungsökonomik nicht auf mo-
netär bewertbare Zustände und 
Gleichgewichte als Rechtfertigung 
normativer Ansprüche an die Ge-
sellschaftsordnung, sondern über-
lässt den betroffenen Individuen 
selbst die Entscheidung darüber, 
ob eine bestimmte Ordnung in ih-
rem jeweiligen Interesse liegt oder 
nicht. Marktwirtschaftliche Syste-
me im Allgemeinen und ihre jewei-
ligen Ausgestaltungen sind nicht 
durch ihre positiven Funktionsei-
genschaften bei der Allokation und 
Produktion  per se gerechtfertigt, 
sondern durch die Zustimmung 
der Individuen, die in einer Wettbe-
werbsordnung leben21. 
In Abgrenzung zur klassischen 
Wohlfahrtsökonomik und der Kon-
zentration auf die (technischen 
Aspekte der) Finanzierbarkeit so-
zialstaatlicher Sicherungssysteme 
versucht die Ordnungsökonomik, 
gut begründete Regeln einer so-
zioökonomisch-politischen Ord-
nung zu entwickeln. Untersucht 
die traditionelle, mechanistisch 
ausgerichtete Ökonomik das 
(wirtschaftliche) Verhalten der 
Individuen im Rahmen einer be-
stimmten Ordnung (und erstrebt 
zugleich den für alle Beteiligten 
maximalen Gesamtnutzen), zielt 
die Ordnungsökonomik auf die 
Analyse und Erklärung alternativer 
Regelsets. 
Im Mittelpunkt steht die Suche 
nach denjenigen gesellschaftli-
chen Arrangements, die Personen 
durch die gemeinsame Bindung an 
bestimmte Regeln wechselseitige 
Vorteile auf gesellschaftlicher Ebe-
ne realisieren lassen22. „Efﬁ  zient“ 
sind aus dieser Sicht marktliche 
und politische Prozesse immer 
dann, wenn sie gegenseitige Vor-
teile ermöglichen. Eine solche 
Sichtweise eröffnet Spielräume für 
wirtschafts- und sozialpolitisches 
Handeln jenseits ﬁ  nanzwissen-
schaftlicher Überlegungen. 
Das heißt nicht, dass eine Wirt-
schaftspolitik unabhängig von den 
monetären, insbesondere ﬁ  ska-
lischen Fakten betrieben werden 
soll. Die Berücksichtigung von 
„Finanzierungsvorbehalten“ ist ein 
kritisches Moment auch bei der 
Suche nach geeigneten Regeln 
oder alternativen Arrangements. 
Jedoch sind die monetären Kosten 
einer Maßnahme noch kein absolu-
tes Kriterium für oder gegen eine 
bestimmte Gestaltung: Die Frage, 
ob an Sonntagen Geschäfte öffnen 
sollten oder nicht, bewegt sich 
auf einer anderen Ebene als die 
Frage, ob die Freigabe von Laden-
öffnungszeiten am Sonntag das 
Bruttosozialprodukt steigert oder 
nicht. Die Schließung von Theatern 
wie von Gefängnissen würde den 
Staatshaushalt möglicherweise 
in vergleichbarer Art und Weise 
entlasten, ob solche Maßnahmen 
aber den Interessen der Bürger 
gleichermaßen entsprechen, kann 
mittels einer monetären Bewertung 
allein nicht entschieden werden. 
Die Einsichten, die die vorherr-
schende ökonomische Theorie für 
die praktische Wirtschaftspolitik 
bietet, sind lediglich ein Element 
für die wirtschaftspolitische Ge-
staltung. Welche Regeln aber 
letztlich einer bestimmten Bürger-
genossenschaft dienlich sind, ist 
der Entscheidung der Individuen 
zu überlassen. Die Ordnungsöko-
nomik will dabei helfen, diese Pro-
zesse der Entscheidungsﬁ  ndung in 
ihren interdependenten wirtschaft-
lichen und politischen Dimensio-
nen näher auszuleuchten. 
Im Gegensatz zur mecha-
nistischen Welt ökonomischer 
Gleichgewichte ist die Einsicht 
in das Zusammenspiel von kul-
tureller Evolution und bewusster 
Regelgestaltung konstitutiv für die 
Ordnungsökonomik. Institutionelle, 
wirtschaftspolitische Gestaltung ist 
auf der einen Seite Teil des „Inputs“ 
im evolutionären Prozess und auf 
der anderen Seite zugleich die Vor-
aussetzung für einen evolutionären 
Wettbewerb, der immer wieder 
aufs Neue den Bedürfnissen der 
Individuen unter den besonderen 
Umständen von Raum und Zeit 
dienen kann23.
23 Siehe ausführlich: Viktor Vanberg: 
Kulturelle Evolution und die Gestaltung von 
Regeln, Tübingen 1994, S. 33 ff.
21 Vgl. Viktor Vanberg: Konstitutionenöko-
nomische Überlegungen zum Konzept der 
Wettbewerbsfreiheit, in: ORDO, 52 (2001), 
S. 37-62.
22 Vgl. Viktor Vanberg: Konsumentensou-
veränität und Bürgersouveränität. Steue-
rungsideale für Markt und Politik, in: Roland 
Czada, Reinhard Zintl (Hrsg.): Politik und 
Markt, Wiesbaden 2003, S. 48-65.
20 Holger Bonin: Generational Accounting. 
Theory and Application, Berlin u.a.O. 2001, 
S. 12.Wirtschaftsdienst 2006 • 1 19
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D
ie Frage „Abkehr von der 
Ordnungspolitik in der Ökono-
mie?“ wird hier im Zusammenhang 
mit der Rolle der Volkswirtschafts-
lehre (VWL) in der Politikberatung 
diskutiert1. Genauer gesagt geht es 
wohl um drei verschiedene Fragen. 
Ausgangspunkt ist die „Vernatur-
wissenschaftlichung“ der VWL, 
wodurch  komplizierte mathema-
tische Modelle und schwer durch-
schaubare empirische Prüfungen 
von Theorien eine immer größere 
Rolle spielen. Dies ist neu, da in 
der (deutschen) Vergangenheit der 
Volkswirtschaftslehre im Rahmen 
der „Ordnungspolitik“ verbale 
Modelle und anekdotische empi-
rische Evidenz eine dominierende 
Rolle spielten und die bearbeite-
ten Fragestellungen – zumindest 
oft – politisch relevant waren. 
Insgesamt waren die Ergebnisse 
ordnungspolitischer Forschung 
mehr oder weniger unmittelbar 
für Politiker, Ministerialbeamte 
und Verbandsvertreter sowie die 
interessierte Öffentlichkeit von 
Interesse und auch verständlich. 
Die moderne Volkswirtschaftsleh-
re führt dagegen zu den Fragen, 
ob (1) komplizierte Modelle und 
empirischer Tests für angewandte 
Fragestellungen überhaupt rele-
vant sind, ob (2) die bearbeiteten 
Fragestellungen von gesellschaft-
licher und (wirtschafts)politischer 
Relevanz sind, und ob (3) die 
akademischen Volkswirte noch 
Willens sind, ihre Ergebnisse für 
Entscheidungsträger so aufzube-
reiten, dass sie verständlich sind. 
Im Folgenden wird gezeigt, dass 
alle drei Fragen mit „ja“ beantwor-
tet werden können. Freilich ist die 
Bearbeitung von relevanten Fra-
gestellungen von der Gesellschaft 
– nicht nur in der VWL, sondern in 
allen Disziplinen – durch geeignete 
Vorkehrungen sicherzustellen, und 
die verständliche Darstellung von 
Forschungsergebnissen in der 
VWL ist ein speziﬁ  sches Generati-
onenproblem.
Zur Rolle der Mathematik 
und der Empirie
Zur Rolle der Mathematik und 
komplexer empirischer Prüfungen 
von Theorien (seien diese verbaler 
oder mathematischer Art) sollte 
es innerhalb der Volkswirtschafts-
lehre keinen Streit geben: mathe-
matische Modelle und komplexe 
empirische Tests sollten genau 
da angewandt werden, wo sie Er-
kenntnisgewinn bringen.  Und das 
ist offenkundig bei etlichen, um 
nicht zu sagen: unzähligen, Proble-
men der Fall. Es ist jedenfalls nicht 
erkennbar, dass Mathematik und 
empirisches Testen grundsätzlich 
Erkenntnisgewinn verhindern. Dass
es in der Wissenschaft immer 
wieder im Detail Irrwege gibt, darf 
nicht dazu führen, dass bestimmte 
Methoden unterdrückt werden. Nur 
im Wettbewerb der Ideen können 
sich die besten Methoden erwei-
sen.  
Insbesondere von guten empiri-
schen Tests kann auch ordnungs-
politische Theorie nur proﬁ  tieren2.  
Die Ordnungspolitik sollte sich 
auf keinen Fall mit zweitklassiger 
Empirie zufriedengeben. Denn die 
ordnungspolitische Schule ver-
steht sich ja als anwendungsorien-
tierte VWL und dies sollte nicht auf 
empirisch ungeprüften Theorien 
– seien diese mathematisch oder 
verbal formuliert – beruhen3.  Im 
Grunde muss man sogar sagen: 
da Politikberatung Einﬂ  uss auf tat-
sächliche politische Entscheidun-
gen haben kann, darf sie keines-
wegs auf zweitklassiger Forschung 
und Empirie beruhen, sondern 
aufgrund der Praxisrelevanz muss 
politikberatende Forschung den 
allerhöchsten wissenschaftlichen 
Ansprüchen gerecht werden.
Man hat den Eindruck, dass 
innerhalb der ordnungspolitischen 
Schule zunehmend mit komple-
xeren empirischen Ansätzen gear-
beitet wird und neueste empirische 
Forschungsergebnisse angemes-
sen rezipiert werden. Insofern 
dürfte es an dieser Stelle – also der 
Rolle komplexer  empirischer Tests   
– bald keinerlei Streit zwischen den 
Schulen der VWL mehr geben. 
Dies gilt umso mehr als der jetzige 
Streit zu einem großen Teil schlicht 
dadurch bedingt sein dürfte, dass 
es sich bei rafﬁ  nierten Empirikern 
meist um junge und bei ordnungs-
politisch versierten und politikbera-
tenden Volkswirten meist um ältere 
Kollegen handelt. 
Je stärker die Ausbildung von 
Doktoranden ein gleichartiges 
Handwerkszeug vermittelt, bei 
dem auf empirische Methoden und 
Erfahrung Wert gelegt wird, dürfte 
der Streit um die Rolle der Mathe-
matik und der Empirie verschwin-
den, da dann auch Ordnungspo-
Gert G. Wagner
Volkswirtschaftslehre und Politikberatung
1 Vgl. z.B. Olaf Storbeck: „Wir stehen auf 
soliderem Fundament“ – Gespräch mit Bea-
trice Weder di Mauro, in: Handelsblatt vom 
21.11.2005. 2 Vgl. Olaf Storbeck, a.a.O.
3 Vgl. Hans-Jürgen Krupp: Was kann die 
(National-)Ökonomie zur Gestaltung der 
Wirtschaftspolitik beitragen?, in: WIRT-
SCHAFTSDIENST, 84. Jg. (2004) H. 2, S. 84-
90, hier: S. 85 f.Wirtschaftsdienst 2006 • 1 20
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litiker entsprechend geschult sein 
werden4,5.
Das mögliche Argument, dass 
Praktiker Forschungsergebnisse 
nicht verstehen, die auf spitzﬁ  n-
digen Theorien und komplizierten 
statistischen Methoden beruhen, 
kann keine zweitrangige For-
schung und den Verzicht auf die 
jeweils angemessenste empirische 
Prüfung rechtfertigen. Denn For-
schungsergebnisse müssen ohne-
hin in die Sprache (und Graphiken) 
der Praktiker übersetzt werden 
– dies gilt für zweit- und dritt-
klassige Forschung ebenso wie 
für erstklassige Forschung. Auch 
erstklassige Forschungsergebnis-
se sind anschaulich darstellbar. Ob 
dies tatsächlich auch geschieht, ist 
eine ganz andere, davon getrennte 
Frage, auf die in diesem Beitrag am 
Ende eingegangen wird.
Die Bedeutung akademischer 
Fragestellungen
Ein Haupteinwand der Kritiker 
der modernen VWL ist, dass sie 
irrelevante Fragestellungen un-
tersuchen würde6. Es ist in der 
Tat wichtig, dass man zwischen 
(inner)wissenschaftlicher Qualität 
und (gesellschaftlicher) Relevanz 
unterscheidet. Es kann natürlich 
herausragende wissenschaftliche 
Ergebnisse geben, die – derzeit 
oder auch niemals – relevant sein 
werden. 
Es gilt jedoch auf jeden Fall: 
Gesellschaftliche Relevanz kann 
keine Rechtfertigung für „hand-
werklich“ schlechte Forschung 
sein (z.B. Forschung mit unzurei-
chenden Methoden). Im Gegenteil, 
gerade gesellschaftlich relevante 
Forschung muss so gut wie irgend 
möglich sein. Alles andere ist für 
die Gesellschaft gefährlich.
Doch was ist gute Forschung? 
Um das herauszuﬁ  nden, gibt es in 
der Forschung nur einen einzigen 
Weg: die erfolgreiche Publikation 
in anerkannten wissenschaftlichen 
Fachzeitschriften (peer reviewed 
journals).  Wenn Politikberater ar-
gumentieren, dass Praktiker diese 
Zeitschriften nicht lesen, dann 
stimmt das ohne jeden Zweifel. 
Dieses Argument ist in Bezug auf 
die Qualität der wissenschaftlichen 
Fundierung von Politikberatung 
jedoch auch ohne jeden Zweifel 
irrelevant. Bei Veröffentlichungen 
in referierten Zeitschriften geht es 
nicht darum, dass Forschungser-
gebnisse auf diesem Wege direkt 
Praktiker und Politiker erreichen, 
sondern es geht um die Quali-
tätskontrolle und  förderung der 
Politikberatung. Ob Forschungser-
gebnisse gut oder schlecht sind, 
kann nur die wissenschaftliche 
Community beantworten7.  
Eine völlig andere Frage ist es, 
wie die Gesellschaft sicherstellen 
kann, dass für reale Entschei-
dungsprobleme relevante For-
schung auch tatsächlich durchge-
führt wird? 
Die Erfahrung lehrt, dass viele 
Wissenschaftler ein handfestes In-
teresse daran haben, dass sie „re-
levante“ Forschung betreiben. Ge-
rade Volkswirte haben ihr Studien-
fach oft aus politischen Interessen 
heraus gewählt. Insofern wird es 
immer wieder – ohne dass es au-
ßerwissenschaftlicher Eingriffe be-
dürfen würde  –  politisch relevante 
bzw. politikberatungsrelevante 
volkswirtschaftliche Forschung 
innerhalb des akademischen Elfen-
beinturms geben. Würde diese For-
schung gänzlich ausbleiben, würde 
die Zunft der Volkswirte schlicht 
schrumpfen und man müsste sich 
auch keine Sorgen machen, dass 
volkswirtschaftliche Ressourcen 
verschwendet werden. Denn rein 
esoterische Volkswirtschaftslehre, 
die etwa die gesellschaftliche Re-
levanz des Philosophiestudiums 
hätte, würde die Gesellschaft 
sicherlich auch nur entsprechend 
gering alimentieren. Große volks-
wirtschaftliche Institute werden al-
so immer auf relevanter Forschung 
beruhen.
Da man aber nicht ausschließen 
kann, dass aus den Universitä-
ten nicht genug gesellschaftlich 
relevante Forschung kommt, 
was ja nicht nur im Bereich der 
Volkswirtschaftslehre der Fall sein 
kann, haben alle Gesellschaften 
mit „Auftragsforschung“ Instru-
mente entwickelt, um „relevante“ 
4 Der Wissenschaftsrat empﬁ  ehlt sogar, dass 
mindestens eine empirische Publikation 
künftig zu den Voraussetzungen für eine 
Berufung gehören sollte. Vgl. die „Empfeh-
lungen zur Stärkung der wirtschaftswissen-
schaftlichen Forschung an den Hochschu-
len“ des Wissenschaftsrats, Saarbrücken 
2002 (http://www.wissenschaftsrat.de/texte
/5455 02.pdf). Die Zusammenfassung ist 
auch in Schmollers Jahrbuch abgedruckt 
(122. Jg. (2002), H. 4, S. 635 652, hier: 
S.  645). Eine breite empirische Ausbildung 
aller VWL-Doktoranden dürfte auch das 
Problem verkleinern, dass in Deutschland 
gegenwärtig durchaus die Gefahr besteht, 
dass akademisch versierte Volkswirte unvor-
bereitet in das Geschäft der Politikberatung 
hineingehen (vgl. dazu Hans Jürgen Krupp, 
a.a.O., S. 88 f.). 
5 In Deutschland ist der Zugang zu relevanten 
empirischen Daten in den letzten Jahren auch 
deutlich leichter geworden, wovon insbeson-
dere die universitäre Volkswirtschaftslehre 
proﬁ   tieren dürfte (vgl. auch Hans Jürgen 
Krupp, a.a.O., S. 87 und www.ratswd.de). 
In allen statistischen Ämtern des Bundes und 
der Länder, bei der Deutschen Rentenversi-
cherung und der Bundesagentur für Arbeit 
wurden „Forschungsdatenzentren“ einge-
richtet. Durch ein Forschungsdatenzentrum 
wird der Zugang zu interessanten Daten für 
externe WissenschaftlerInnen erleichtert. 
Dadurch werden nicht nur die Forschung 
befördert und wichtige Informationen für die 
Öffentlichkeit erarbeitet, sondern die Ämter 
gewinnen hierdurch „nebenbei“ Forschungs-
erkenntnisse, die für die Erfüllung ihrer  Amts-
aufgaben wichtig sind. Am Beispiel des Fo-
schungsdatenzentrums der Bundesagentur 
für Arbeit ist gut erkennbar, wie unabhängige 
wissenschaftliche Evaluation die Aufgaben 
der Bundesagentur befördert. 
6 Vgl. z.B. die von Hans Jürgen Krupp, 
a.a.O., S. 84, zitierten Quellen.
7 Vgl. Gert G. Wagner: Über den „Aktus 
der Urteilskraft“ in der Politikberatung – und 
warum die Wissenschaft ihn befördern muss, 
in: Uwe Jens, Hajo Romahn (Hrsg.): Glanz 
und Elend der Politikberatung, Marburg 
2005, S. 217-233.Wirtschaftsdienst 2006 • 1 21
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Forschung unmittelbar zu fördern. 
Da es in Deutschland keine wirk-
lich potenten Stiftungen gibt, die 
volkswirtschaftliche Forschung 
nachhaltig fördern, hat der Staat 
zudem mit der Förderung von Wirt-
schaftsforschungsinstituten sogar 
ein speziﬁ  sches Instrument entwi-
ckelt, um gesellschaftlich relevante 
volkswirtschaftliche Forschung  in 
ausreichendem Umfange zu garan-
tieren8. Es ist nun die Aufgabe des 
Staates, dass er auch sicherstellt, 
dass dies tatsächlich geschieht.
Organisatorisch läuft das auf 
die Frage hinaus, wie man in ei-
ner gesellschaftlich relevanten 
Forschungseinrichtung einerseits 
exzellente Wissenschaft erreichen 
kann und andererseits sicherge-
stellt wird, dass auch relevante 
Fragestellungen bearbeitet wer-
den. Es gibt offensichtlich keine 
einfache Lösung. Auch zu Zeiten 
als die Ordnungspolitische Schule 
noch die VWL dominierte, gab es 
entsprechende Diskussionen.  
Die Förderung von über 80 Insti-
tuten in nahezu allen Disziplinen im 
Rahmen der WGL (Wissenschafts-
gemeinschaft Gottfried Wilhelm 
Leibniz) ist der Versuch, dass 
anwendungsorientierte Grundla-
genforschung auch „grundﬁ  nan-
ziert“ wird und darüber hinaus die 
WGL-Institute Auftragsforschung 
betreiben können und sollen. 
Die Kuratorien der Institute über-
wachen in Zusammenarbeit mit 
wissenschaftlichen Beiräten, dass 
die Grundlagenforschung „aus-
reichend“ anwendungsorientiert 
ist, ohne dass in Details hinein-
geredet wird. Betrachtet man das 
im internationalen Vergleich, dann 
kann man sagen, dass mangels 
entsprechend großer Stiftungen 
in Deutschland der Staat mit der 
Förderung der WGL gewisser-
maßen eine Stiftungsﬁ  nanzierung 
„simuliert“.
Die WGL-Methode ist ein Weg, 
um anwendungsorientierte For-
schung zu garantieren. Ein anderer 
ist, dass wissenschaftliche Frage-
stellungen auch im Detail extern 
vorgegeben werden, wie das z.B. 
in Bundesinstituten der Fall ist.   
Auch hier ist aber eine große Frei-
heit notwendig, da externe Vorga-
ben nicht dazu führen dürfen, dass 
die Qualität der Forschung leidet9. 
Dazu gehört auch, dass es „Vor-
laufforschung“ geben muss, d.h. 
wissenschaftlich selbstbestimmte 
Forschung, die nicht unmittelbar 
einer extern vorgegebenen Frage-
stellung folgt, sondern „innerwis-
senschaftlich“ deﬁ  niert  werden. 
Diese Freiheit dient nicht nur der 
Qualität der Politikberatung. Auf 
diese Weise können auch Frage-
stellungen entdeckt werden, die 
sich anschließend als relevant für 
die Formulierung von Auftragsfor-
schung erweisen können.
Fasst man zusammen: die 
Sicherstellung der „gesellschaft-
lichen Relevanz“ von Forschung 
ist keine exklusives Problem der 
Volkswirtschaftslehre. Es ist auch 
kein Problem der modernen ma-
thematisch und empirisch orien-
tierten VWL im Gegensatz zur ord-
nungspolitisch orientierten traditio-
nellen VWL. In allen Gesellschaften 
gibt es immer wieder Diskussionen 
darüber, wie man „gesellschaftlich 
relevante Forschung“ sicherstellt,   
und es sind ganz unterschiedliche 
organisatorische Lösungen zu 
beobachten (Stiftungen, Staats-
institute oder eine staatliche Fi-
nanzierung von stiftungsähnlichen 
Instituten wie das in Deutschland 
mit der WGL der Fall ist).   
Zur Bedeutung der Sprache
Ein speziﬁ   sches Problem der 
Politikberatung ist, ob exzellente 
Forschungsergebnisse auch für 
Praktiker und die Öffentlichkeit ver-
ständlich dargestellt werden. Dies 
hängt offenbar nicht nur mit dem 
Temperament einzelner Wissen-
schaftler zusammen, sondern auch 
mit Anreizen. Junge Nachwuchs-
Wissenschaftler haben ein zentra-
les Interesse: in renommierten Zeit-
schriften zu publizieren. Dies ist in 
allen empirischen Disziplinen der 
Fall. Wegen der – methodisch ge-
botenen – „Vernaturwissenschaft-
lichung“ der Volkswirtschaftslehre 
auch in dieser Disziplin. 
Für etablierte (und nicht notwen-
digerweise ältere) Wissenschaftle-
rinnen treten zunehmend auch an-
dere Interessen in den Vordergrund. 
Zum Beispiel die organisatorische 
und ﬁ   nanzielle Absicherung eines 
Forschungsprogramms und/oder 
der Wunsch, Einﬂ   uss auf die Öf-
fentlichkeit auszuüben. Und viele 
hochangesehene Wissenschaftler 
schaffen es auch, ihre Ergebnisse 
verständlich darzustellen. Anders 
wäre es gar nicht erklärbar, dass 
in allen Gesellschaften regelmäßig 
milliardenschwere Programme für 
naturwissenschaftliche Grundla-
genforschung aufgelegt werden. 
Aber in allen Disziplinen publizieren 
bei weitem nicht alle Forscher po-
pulärwissenschaftlich. Das sollte 
man auch von Volkswirten nicht 
erwarten. Im Gegenteil: da die 
Popularisierung zweitrangiger For-
schungsergebnisse gefährlich sein 
kann, sollten  sogar nur die Besten 
populär publizieren.
Schaut man genau hin, zeigt 
sich, dass auch in der Volkswirt-
schaftslehre wissenschaftliche Re-
putation und erfolgreiches populär-
wissenschaftliches Publizieren sich 
8 Lutz Hoffmann, Gert G. Wagner: Die 
Rolle der empirischen Wirtschaftsforschung 
für die Politikberatung, in: WIRTSCHAFTS-
DIENST, 78. Jg. (1998), H. 3, S. 185-192. 
9 Vgl. dazu zum Beispiel die „Stellungnahme 
zum Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB)“ 
des Wissenschaftsrats, Bremen 2005 (http:
//www.wissenschaftsrat.de/texte/6891-
05.pdf).Wirtschaftsdienst 2006 • 1 22
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D
er Anschluss, den die deut-
sche volkswirtschaftliche For 
schung an den internationalen 
Standard erreicht hat, ist weniger 
der Verwendung mathematischer 
Methoden zu verdanken, als der 
Anpassung an Standards, vor al-
lem der an die englische Sprache. 
Wir haben es mit einem karriere 
orientierten Opportunismus zu tun, 
der wiederum ökonomisch erklärt 
werden kann.
In den Wirtschaftswissenschaf-
ten beobachten wir seit längerem 
einen Trend zur Standardisierung 
der Forschung. Unter dem Rubrum 
„Internationalisierung“ werden nur 
noch englischsprachige Artikel in 
den referierten Journalen aufge-
nommen. Vor allem werden in der 
Mehrzahl nur noch Artikel in refe-
rierten Journals als wissenschaft-
lich relevant betrachtet; Bücher, 
die klassische Form professoralen 
Wirkens, gelten nicht (im Gegen-
satz übrigens zu den Kultur- und 
Geisteswissenschaften).
Nun sind das Indikatoren, die 
auf die Berufungen auf Lehr-
stühle und Forschungsstellen 
verweisen: Chancen haben vor-
nehmlich Kandidaten mit etlichen 
Veröffentlichungen in A-Journals; 
gegebenenfalls wird der Citati-
onsindex nachgesehen, mit der 
Konsequenz, dass immer jüngere 
Kollegen in dem Flaschenhals der 
Begutachtungen stecken, da sich 
die Zahl der Zeitschriften, trotz 
höherer Nachfrage, nicht wesent-
lich vermehrt, und mit der funda-
mentalen Wirkung, dass sie das 
Risiko, abweichende Meinungen 
und Theorien zu vertreten, nicht 
eingehen, weil ihre Karriere vom 
eingeschlagenen Investitionspfad 
abhängt.
Diese Prozesse verbreiten sich 
und werden auch national rele-
vant, z.B. bei der Besetzung von 
Lehrstühlen zur Volkswirtschafts-
politik, wo junge Kandidaten, die 
in Ordnungspolitik ausgebildet 
wurden, gegenüber Kandidaten 
mit ökonometrisch-empirischer 
oder Mainstream-Ausbildung ins 
Hintertreffen geraten.
Wir haben es mit Selektions-
prozessen von Theorien und 
theoretischen Paradigmen zu tun, 
die unter dem Votum der „Inter-
nationalisierung“ zugleich eine 
Standardisierung von Volkswirt-
schaftstheorie durchsetzen, die 
– so paradox das erscheinen mag 
– den Grundeinsichten der Ökono-
mik entgegenläuft: anstelle eines 
diversiﬁ  zierten Konkurrenzmarktes 
an Theorien entwickelt sich eine 
homogenisierte Monopolstruktur.
Es ist inzwischen so, dass junge 
Kollegen, die sich durchaus für 
alternative Theorien interessieren 
und darin arbeiten, in dem Moment, 
in dem sie ihre Karriere planen, auf 
risikominimalistische Strategien 
umschwenken, mit der Folge, dass 
sie nicht daran arbeiten, was sie 
für wichtig und interessant halten, 
worauf sie theoretisch neugierig 
sind, sondern sich in eine artiﬁ  zielle 
Selbstbeauftragung begeben, et-
was zu schreiben, wovon sie kon-
Birger P. Priddat
Volkswirtschaft als Idealversagen des Marktes und der Theorien
keineswegs ausschließen. Dies ist 
in angelsächsischen Ländern, wo 
Nachwuchswissenschaftler sich 
rascher als in Deutschland auch 
organisatorisch etablieren können 
(indem sie in jungen Jahren eine 
Tenure-Position bekommen), be-
sonders deutlich10. 
Die eigentliche Frage dürfte 
sein, ob eine wissenschaftliche 
Disziplin genügend Spitzenfor-
scher aufweisen kann, die bereit 
sind, öffentlichkeitswirksam zu 
publizieren. Schaut man sich die 
Volkswirtschaftslehre im Ausland 
an, wo Mathematik und Empirie 
schon seit Jahrzehnten als Me-
thoden dominieren, braucht man 
sich um die VWL offenkundig keine 
Sorgen machen. Das derzeitige 
Deﬁ   zit an modernen Spitzenöko-
nomen in Deutschland, die sich 
in der einen oder anderen Form 
in der Politikberatung engagieren, 
dürfte schlicht daran liegen, dass 
es ein Generationenproblem gibt: 
da junge Spitzenwissenschaftler 
– in allen empirischen Disziplinen 
– nach innen und nicht nach außen 
gerichtet arbeiten, und gleichzeitig 
fast alle methodisch modernen 
deutschen Volkswirte jung sind, 
muss man sich nicht wundern, 
dass die meisten sich nicht für 
Politikberatung interessieren. Und 
man muss nur abwarten, dass sie 
älter werden. Und je früher man sie 
auf Lebenszeitprofessuren beruft, 
umso eher werden sich die daran 
Interessierten der Öffentlichkeit 
und der Politikberatung zuwenden. 
10 Vgl. Gert G. Wagner: V erhindert wissen-
schaftliche Politikberatung gute Lehre und 
Forschung?, in: Ursula Backes-Gellner, 
Petra Moog (Hrsg.): Ökonomie der Evalu-
ation von Schulen und Hochschulen, Berlin 
2004, S. 139-154. Wirtschaftsdienst 2006 • 1 23
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zeptionell weniger überzeugt sind. 
Zum Teil langweilen sie sich mit 
ihren Konzeptionen, mit denen sie 
reüssieren, weil sie meinen, sich 
in deﬁ  nierte  Pfadabhängigkeiten 
begeben zu müssen.
Begeben sie sich allerdings in 
diese Pfadabhängigkeiten, inves-
tieren sie in Theorien, die später 
aufzugeben die Investitionen 
entwerten, die ihnen die Karriere 
ermöglicht haben. Deshalb ist die 
Forderung nach Theorienpluralis-
mus leichtfertig: ein ausgebildeter 
Ökonom, auf einem Lehrstuhl an-
gelangt, hat zwar formell die Frei-
heit, theoretisch zu forschen, was 
er will, de facto aber entwertet er 
seine Investition nicht und startet 
nicht wieder neu.
Nun nützt hier kein Klagen, aber 
auch das Argument, die „besseren 
Theorien würden sich eben durch-
setzen“, gilt nicht (dann müssten 
ja angesichts der Tatsache, dass 
die Prognostik der Ökonomik nicht 
eben gut funktioniert, längst andere 
Theorien vorherrschen). Wir haben 
es mit institutionellen Pfadabhän-
gigkeiten zu tun, die Theorien 
selbst dann vorherrschen lassen, 
wenn ihre Tauglichkeit begrenzt ist. 
Denn nicht nur die Theorieinvestiti-
onen entwerten, sondern auch das 
Risiko bzw. der Mut ist gehemmt, 
sich an anderen, neuen und damit 
unerprobten Theorien zu öffnen. 
Der Aufwand an Reﬂ  ektion erhöht 
sich; die Routinen und Subrou-
tinen, die ausgebaute Pfade des 
ökonomischen Mainstream bieten, 
entfallen. Vor allem aber entmutigt 
die Standardisierungspraxis po-
tentielle Kandidaten, da sie über 
die alternativen Theorien weniger 
Optionen auf Lehrstühle haben 
(deswegen gibt es das Phänomen 
des milden Alterspluralismus: post 
rem lässt sich wieder freier räson-
nieren).
Nicht die – im Prinzip idealisti-
sche – Aufforderung zum Metho-
denpluralismus kann das Problem 
lösen, sondern nur ein vermehr-
tes Angebot an Lehrstühlen und 
Forschungsstellen für Alternativen 
oder, um genauer zu sein, konkur-
rierende Theorien der Wirtschaft. 
Die Frage lautete: wo ist Nachfrage 
nach konkurrierenden Theorien 
und dementsprechend eine Finan-
zierung, die die Produktion von 
Alternität will?
Doch sind auch diese Erklärun-
gen nur ein Teil des Phänomens. 
Mit den standardisierten Theorien, 
die sich „international“ geben, 
geraten wir in eine Entdifferenzie-
rung der kulturellen-historischen 
Interpretationen der Wirtschaft. Die 
Standardversionen der standardi-
sierten internationalen Ökonomik 
sind normative Versionen einer 
Idee über die Wirklichkeit, in der al-
le Märkte nur rein marktlichen Be-
dingungen folgen. Wir erleben eine 
Version der Produktion homogener 
Märkte durch die homogenisierte 
Ausbildung von Ökonomen, deren 
Handeln die Homogenität, die die 




Doch gilt dies nur im Kern die-
ser Standardisierung. Die Ränder 
öffnen sich. Dabei ist es nicht die 
mathematische Methode, die den 
Unterschied setzt, sondern die 
methodisch relevanten Fragen 
der Komplexität, Kontextualität, 
Temporalität und Prozeduralität, 
deren Beantwortung mit der ar-
tiﬁ   ziellen Konstruktivität, die die 
Mainstream-Ökonomik auszeich-
net, nicht gelingt. Dabei hilft auch 
keine empirische Forschung oder 
„experimentelle Ökonomik“: denn 
Empirie ist Empirie, d.h. auf ihren 
Kontext und seine Situationalität 
eingegrenzt. Die Hoffnungen, mit 
empirischer Forschung „realisti-
scher zu werden“, täuscht über die 
geringen Erträge an „Gesetzeshaf-
tigkeit“ hinweg. Wenn aber Empirie 
nicht „Gesetze“ oder „Gesetzes-
förmigkeit“ ermittelt, bleibt sie auf 
die Situation, die sie erforscht, 
begrenzt, d.h. in der Verallgemei-
nerung fragwürdig. Folglich muss 
immer wieder Empirie erzeugt 
werden. Wer aber erzeugt die 
Synthesen der Empirie? Wer macht 
daraus Theorien?
Gerade Ökonomen dürfen sich 
eigentlich vor forschungs-ökono-
mischen Fragen nicht verschließen, 
z.B. vor der Frage, ob die Relevanz 
der Empirie für die Ökonomik we-
niger für die Fortentwicklung der 
Theorie wichtig ist, sondern als 
hervorragende Begründung für 
die Schaffung und Ausweitung 
von Ressourcen/Lehrstühlen etc. 
Möglicherweise haben wir es hier 
mit einem ressourcengenerieren-
den Mythos zu tun, dessen Ar-
beitsgebiet unendlich ausweitbar 
erscheint, weil es für die Theorie 
gleichsam folgenlos bleibt? 
Erweitern wir die Fragen um die 
Kontexte, in denen ökonomische 
Theorien ihre Geltung behaupten 
müssen. Eine zunehmende Zahl an 
Aufsätzen zur prekären Lage der 
Politikberatung durch Ökonomen 
verweist auf ein Phänomen, das 
sich mit den Vorstellungen von 
Ökonomen über die Ökonomie 
nicht leicht vereinbaren lässt: sie 
sehen die Welt ökonomisch, an-
dere politisch, andere wiederum 
juristisch etc. Hier kommen trans-
disziplinäre Anforderungen auf die 
Ökonomie zu, denen sie bisher 
eher „imperialistisch“ begegnete: 
durch Reformulierung politischer 
(„public choice“), juridischer („law 
and economics“) und anderer Kon-
zeptionen in economic terms.
Wenn man auch in der Ökono-
mie davon ausgehen muss, dass 
Akteurshandeln nicht nur kognitiv 
(„rational choice“ bis „bounded 
rationality“), sondern emotiv (einige 
interessante Ergebnisse der „expe-Wirtschaftsdienst 2006 • 1 24
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rimental rationality“: fairness, trust 
and altruism) bedingt ist (vgl. auch 
die neue „Neuroeconomics“), dann 
werden die Umgebungen ökono-
mischer Interaktionsfelder ebenso 
bedeutsam, wie sie bisher syste-
matisch ignoriert werden konnten. 
Jetzt werden Kommunikationen, 
linguistic communities, Netzwerke, 
informelle Institutionen („shared 
mental models“) etc. für die Ex-
tension der ökonomischen Theorie 
bedeutsam.
In solcher kontextualisierten 
Ökonomik kann die Ökonomik 
nicht mehr ausschließlich auf selbst 
konstruierte Begriffssysteme/
Theorien zurückgreifen, sondern 
wird mit Nachbarwissenschaften 
Koalitionen eingehen: so wie in der 
experimentellen Rationalitätsfor-
schung mit der der Psychologie, 
in der Neuroeconomics mit der 
Neuroscience, in der Frage der 
Kommunikation mit den Linguisten 
und Sprachphilosophen, in einer 
realistischen Politischen Ökonomik 
mit den Politologen und Soziolo-
gen etc.
Was im Kern der Mainstream-
Ökonomie als Monopolisierung der 
Theorielandschaft erscheinen mag 
(und vielfältig so gehandhabt wird), 
zeigt an den Rändern eine andere 
Tendenz: Öffnung auf Fusionen mit 
anderen Wissenschaften, d.h. eine 
neue Form der Oligopolisierung.
Das ist noch weit entfernt vom 
ökonomischen Ideal einer Konkur-
renz der Theorien: einer polypolen 
Theorielandschaft. Doch sind sol-
che normativen oder Idealvorstel-
lungen für die Theorieentwicklung 
nicht leitend; konkurrierende Öko-
nomie muss nachgefragt werden. 
Um aber nachgefragt zu werden, 
muss sie einigermaßen akzeptabel 
entwickelt werden. Die Universi-
täts- und Forschungslandschaft ist 
aber nicht marktkompatibel.
Da die meisten Lehrstühle und 
Forschungen staatsﬁ  nanziert  sind 
(auch in den gelobten USA), gelten 
hier eher bürokratische, politische 
und netzwerkartige Ressourcen-
allokationen, keine marktlichen 
Netzwerkstrukturen von Theorien 
bzw. Theoriefraktionen sichern sich 
Ressourcen als Property rights, die 
sie mehren und verteidigen, und 
zwar mit allen politischen und 
bürokratischen Mitteln, worunter 
die Frage der wissenschaftlichen 
Neuheit und Forschungsoriginalität 
durchaus sekundär bleiben kann.
Die Netzwerkkommunikation und 
 steuerung im Wissenschaftsbe-
trieb ist ein noch wenig erforsch-
tes, wenn auch allgemein bekann-
tes Semi-Wissen. Semi-Wissen 
deﬁ   niert als Aussagen, denen 
Wissenschaftler beim Essen ver-
traulich zustimmen, die sie öffent-
lich aber niemals vertreten würden, 
aus Gründen der Netzwerksaus-
steuerung bei Ressourcenzugän-
gen. Das ist für die empirische 
Forschung ein ebenso erhebliches 
Problem wie für die Theorie, die 
die Frage der Geltung von wissen-
schaftlichen Aussagen nicht mehr 
wahrheits- oder wissenschaftsthe-
oretisch begründen kann, sondern 
auch nach wissenssoziologischen, 
mikropolitischen oder ökonomi-
schen Strukturen forschen muss. 
Wenn der Nutzen einer ökonomi-
schen Theorie nach dem Karri-
erepotential bemessen wird, ist es 
wahrscheinlich, dass die Frage der 
Geltung von Propositionen ökono-
misch entschieden werden kann, 
nicht allein epistemologisch oder 
durch „die Macht der besseren 
Idee“. Es geht um Einkommens- 
und Statusmaximierung.
Ausbildung für die Praxis?
Die bisher gelieferte Skizze einer 
ökonomischen Theorie ökono-
mischer Theorien folgt allerdings 
bisher Rational choices der  The-
oretiker, die alleine ihre Karriere 
optimieren, ohne ihre Leistungen 
für das zu untersuchen, wofür 
sie hauptsächlich arbeiten: für 
die Ausbildung junger Ökonomen 
in Entscheidungsfunktionen der 
Gesellschaft. Hier hilft die Stan-
dardisierung wenig, weil junge 
Ökonomen nicht in idealen Markt-
wirtschaften eingesetzt werden, 
sondern in speziﬁ  schen und diver-
genten, historisch-kulturell jeweils 
anders entwickelten Wirtschafts-
räumen.
Ohne Reﬂ   ektion der Gesell-
schaft, ihrer Geschichte, ihrer Eli-
tenreproduktion, ihrer Politikpfade, 
ihrer Kultur sind sie eigenartig un-
terausgestattete Angestellte einer 
Entscheidungskultur, auf die sie 
dann nicht zulänglich vorbereitet 
wurden. Ihre Sprache Ö wird von 
wenigen gesprochen und verstan-
den; sie sind kleine Stämme von 
Nischenwissenbesitzern, die ihre 
abstrakte Theorie gegen so viele 
andere Meinungen, Konzeptionen, 
Einschätzungen usw. durchsetzen 
müssen, dass sie nicht immer 
reüssieren. Wer in Unterneh-
mungen denkt hauptsächlich 
oder ausschließlich in Economic 
terms? Dominieren nicht vielmehr 
Management theories, Intuitionen, 
Corporate cultures, Branchener-
fahrungen etc.?
Doch unabhängig davon, dass 
die Ökonomik als Forschung und 
Lehre, was nicht einfach zu trennen 
ist, in der Lehre noch abstrak-
ter wird, als sie es bisher schon 
war, verliert sie etwas, was in 
Deutschland immerhin traditionell 
mit gelehrt wurde: die Ordnung 
der jeweiligen Gesellschaft, ihrer 
Institutionen, Rechtslagen, Men-
talitäten, Kultur etc. mit zu reﬂ  ek-
tieren. In welcher Form das auch 
gelehrt wurde: als mitlaufender 
Institutionalismus auf den Finanz-
wissenschaftslehrstühlen und de-
nen der Sozialpolitik sowieso, als 
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in den genannten Lehrstühlen wie 
in denen der Wirtschaftspolitik, auf 
den Lehrstühlen für Wirtschaftsge-
schichte, die das Studium oft noch 
begleiteten, bis hin zu theoriege-
schichtlichen Seminaren (die Initi-
ative für Lehrstühle für Wirtschafts 
ethik ist eher gescheitert (obwohl 
sie in den USA obligatorische Lehr-
fächer sind)) – alle diese Elemente 
eines historisch-kulturellen Kon-
zeptes der Volkswirtschaftslehre 
werden für einen „Standardisie-
rung“ genannten neuen Universa-
lismus einer homologen Rhetorik 
des Ökonomischen aufgelassen. 
Was man an Reputation (durch 
Veröffentlichungen in referierten 
Zeitschriften) gewinnt, verliert man 




Selbst bei bescheidener ökono-
mischer Betrachtung der Selekti-
onsfolgen der „Standardisierung“ 
fällt auf, dass eine Standardisie-
rung der Forschung, deren wesent-
liche Referenzpunkte Mathemati-
sierung und Englischsprachigkeit 
sind: also zwei kulturelle Topos, 
die das Kompetenzangebot für 
die Länder, deren Sprache wissen-
schaftlich dominant wird, erhöht. 
Die USA wie auch England können 
sich aus dem jetzt international 
ausgeweiteten Angebot die Besten 
aussuchen, absorbieren unsere 
Ausbildungsleistungen, ohne dass 
wir – als nationaler Wissenschafts-
markt – Gegenleistungen in Human 
capital erhalten. US-amerikanische 
Ökonomen auf deutschen Lehr-
stühlen lassen sich zwar denken, 
aber, kämen sie überhaupt, würden 
sie sich aus dem US-nationalen 
Wettbewerbszirkus verabschieden 
(Netzwerkaustritt) und vor allem: 
sie würden eine abstrakte oder US-
kulturalisierte Ökonomie lehren, 
die genau das vermeidet, was für 
unsere Studenten so notwendig 
bleibt: die institutionell-kulturelle 
Einbettung der Volkswirtschaft in 
die nationalen und europäischen 
Kontexte.
Die Verständnisse der Wirkungs-
weise von Wirtschaft würde abneh-
men und wir produzieren Wissens-
standards, die unsere Absolventen 
leichter nach Übersee „verkaufen“ 
lassen. Was außer einem ofﬁ  ziell 
geförderten Brain-drain können wir 
von dieser Entwicklung erwarten?
Ich halte die Standards nicht nur 
für eine zur Dominanz neigende 
Methodik, sondern, wie bereits 
angedeutet, für eine kulturelle 
Dominanz von zwei Sprachen: die 
ja sui generis, als linguistic com-
munities, kulturprägend sind: die 
Sprache der Mathematik und die 
englische Sprache. Ich halte es für 
Ökonomen für notwendig, beide 
Sprachen zu kennen, für die Ent-
wicklung der ökonomischen Wis-
senschaftsfortschrittes erscheint 
mir das aber nicht für tragend.
Fruchtbare Konkurrenz
Wie kann nun eine fruchtbare 
Konkurrenz aussehen (denn Stan-
dardisierung kann ja nicht heißen: 
Kopie einer anderen Ökonomik)? 
Nur, so sehe ich es jedenfalls, als 
ausgeprägte Kenntnis des Wirt-
schaftsraumes mit seinen instituti-
onellen, rechtlichen und kulturellen 
Dimensionen kann eine Volkswirt-
schaftslehre fruchtbar werden in 
Forschung und Lehre. Alles darun-
ter ist suboptimal ausgebildet.
Das sind traditionelle Einsichten 
der deutschen Ökonomik seit der 
historischen Schule, deren Wir-
kungsgeschichte mächtiger war 
als ihr Abschneiden im Methoden-
streit wahr machen sollte.
Die Wirtschaft als Marktpro-
zesse innerhalb von Ordnungen 
zu betrachten ist eine Qualität 
der deutschen Volkswirtschafts-
lehre, die es weltweit woanders 
nicht gibt: ein Asset, das wir, ge-
rade kompetitiv gedacht, nicht 
leichterdings aus der Hand legen 
sollten, auch wenn die inzwischen 
selber historisch gewordenen 
Modelle „Ordnungspolitik“ und 
„soziale Marktwirtschaft“ (wie auch 
Hayeks „Marktprozesstheorie“) 
einer Überarbeitung bedürfen, die 
sie zu nachhaltig tragfähigen alter-
nativen Modellen macht.
Forschung und methodische 
Anstrengung lässt sich nicht erset-
zen, wenn es darum geht, kulturell 
differente Angebote in die Theori-
enlandschaft zu bringen, die uns 
erst wirklich konkurrenzfähig ma-
chen (im Sinne monopolistischer 
Konkurrenz). Aber wir bringen 
Einschätzungen und Konzeptionen 
ein, die kein anderer einbringt, und 
werden deswegen interessant.
Wahrscheinlich aber werden wir 
unsere Tradition als Erﬁ  ndung intel-
ligenter amerikanischer Ökonomen 
neu „aufkaufen“: das scheint der 
gangbarere Weg zu sein, als sich 
auf die eigenen Theoriepfade zu 
besinnen. Die New institutional 
economics, vor allem die von D.C. 
North, scheint ein solches Remake 
zu sein, mit dem wir besser unsere 
Eigenständigkeit neu aufbauen 
können, ohne sie allzu romantisch 
einführen (erinnern) zu müssen. Vor 
allem eines werden wir von den 
intelligenten Amerikanern lernen: 
Koalitionen mit anderen Diszipli-
nen, um die eigene Wissenschaft 
kontextsensibler zu machen. Wir 
brauchen anscheinend noch ein 
bisschen amerikanische Legitima-
tion, um dann den Schritt zu wa-
gen: wieder autonomer zu werden 
in unseren ökonomischen Theorien 
(wie immer sie dann auch heißen 
werden: „neue Ordnungsökono-
mik“ oder „econ“ (= economics in 
context) oder „eucon“ (= econo-
mics in european contexts). 